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und dürfte in der großen Ausſprache des Reichstages häu
fig genug wiederholt werden. Gerade wer die Verſtän
bigungspolitik mit allen Kräften zu fördern verſucht, wird
erſt recht eine ſolche Stockung in den Verhandlungen un
kerſtreichen müſſen, um nicht durch Jlluſtonen den Gang

Der Entwicklung zu erſchweren. Je ſchärfer und eindeu
tiger die tatſächliche Lage dargelegt wird, umſo eher iſt

auch eine Beſſerung möglich. Nicht auf Oppoſition gegen
Die jetzige Reichsregierung, wie einzelne Blätter und

i Anmtsorgane behaupten, ſondern in der nüchternen Erwä
J bung, daß gerade wir, die wir nicht nur die Verſtändi

I Sungspolitik unterſtützt haben, als ſie von anderen ge
macht wurde, ſondern ihre eigentlichen Arheber ſind müſ
en den Franzoſen mit aller Beſtimmtheit erklären, daß

57 wir uns den Geiſt von Locarno weniger leicht verflüch
kend vorgeſtellt haben. Auch von ihm gilt das Wort

Goethes, daß Begeiſterung eine Heringsware iſt, die man
auf viele Jahre einpökeln kann. Wir wünſchen nicht, daß

m kines Tages die Gefahr entſteht, daß das deutſche Volk
el locarnomüde wird, und zwar in einem Augenblick, wo man

jenſeits der Vogeſen vielleicht ſich gerade wieder zu dieſer
Politik vbekennt. Es iſt zweifellos vichtig, daß Genf an
ſich mit den deutſch franzöſiſchen Beziehungen michts zu
un hat, und daß die Verhandlungen über Truppenver

minderung und Rheinräumung zwiſchen den ſechs Mächten
Sbenſo gut an einem anderen Orte hätten ſtattfinden kön

nen. Das wäre auch jetzt noch möglich. Nur ſoll man
micht überſehen daß der Eintritt Deutſchlands in den Völ
4 im Zuſammenhang mit dem Garantiepakt und als

ine ſeiner Bedingungen erfolgt iſt. Deutſchland hat ge
waltige Opfer gebracht, für die ihm feſte Zuſicherungen

als Gegengabe dargebracht wurden. Dieſe Zuſicherungen
aber ſind bisher nicht durchgeführt worden, und man hat
während der letzten Tagung am Lac Leman nicht den

Eindruck gewonnen, daß Herr Briand ſtark genug iſt, das
von ihm richtig Erkannte gegen die widerſtrebenden Ele
mente im Kabinett Poincare durchzuſetzen.

Es iſt außerordentlich beruhigend, welche Summe von
Mißerſolgen die deutſchnationale Partei ertragen kann,

lange ſie in der Oppoſttion ſtanden, waren ſie von einer
mimoſenhaften Empfindlichkeit und ſchäumten vor ſitt
licher Entrüſtung, wenn nicht alle Blütenträume reiften.
Wäre Streſemann vor der letzten Kabinettsbildung heim

e Vekehrt, ohne irgend etwas Poſitives für Deutſchland er
reicht zu haben, ſo wäre ihm ein Mißtrauensantrag des
Grafen Weſtarp ſicher geweſen. Diesmal aber Ueber
allen Wipfeln iſt Ruh, nur in der Deutſchen Zeitung, die
mit der eigenen Partei nicht einverſtanden iſt, lärmt es

ewaltig. Einige kleine
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Die Regierungsparteien haben eine gemeinſame Jn

Anhänger dieſes Gedankens, die Völkiſchen und ein Teil
I wir uns nach Oſten orientieren Selbſt die begeiſtertſten

indDer Deutſchnationalen, ſchweigen ſich darüber aus. Die
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ſoll es etwas auf Eis legen, damit es ſich für kommende
Jahre hält, wenn an der Seine wieder eine andere Stim
mung herrſcht. Vielleicht hat nichts ſo dem Gedanken ge
ſſchadet, als die überſchwenglichen Hoffnungen, die man
auf ihn ſetzte. Zwiſchen Frankreich und England ſich ein
zuſchieben war eine der Jdeen unſerer Deutſchnationalen,
und daher eigentlich gar keine Jdee, ſondern eine Narr
heit. Wir haben jedesmal erlebt, daß man in London
jedesmal zurückzupfte, ſobald man in Paris deutſchen
Forderungen Widerſtand leiſtete. Auch jetzt ſind im Un
terhauſe Erklärungen abgegeben worden, die den vertrag
lichen Zwang zur Rheinräumung gar nicht verhehlten,
aber praktiſch iſt nichts erreicht worden. Der Sturm muß
ſich gegen Frankreich richten, um dort Wandel zu ſchaffen.
Und ausſichtslos iſt das gewiß nicht, nur darf man mit
Stahlhelmtagen und Miniſterreden im Stile Hergts nicht
Herrn Poincare neue Vorwände liefern.

Die eigentliche Bedeutung der letzten Ratstagung in
Genf hat mit den Rheinfragen der deutſchfrangöſiſchen
Beziehungen nichts zu tun. Was dort erreicht wurde, iſt
die Abdämpfung der Kriegsgefahr. Jn den Verhand
lungen der Großmächte hat ſich herausgeſtellt, daß die
enge deutſche Fühlung mit Moskau auch für die anderen
ein Gewinn iſt. Nur Poinoare will und kann das nicht
begreifen. Die Engländer waren jedenfalls dieſer An
ſicht und auch ſonſt hat man nicht an der deutſchen Stel
lIungnahme gerüttelt. Wenn eines der Hugenberg ſchen
Senſationsblätter behauptete, Streſemann ſei dort in eine
Zange genommen worden, ſo entſpricht das in keiner Weiſe
den Tatſachen. Man kann im Gegenteil ſagen, daß ſich
in dieſer Hinſicht die deutſche Stellung noch gebeſſert hat.
Man weiß heute überall, daß, wenn die Stunde ſſchlägt,
um die Beziehungen mit Rußland neu zu knüpfen, nur
der deutſchen Republik dieſe Aufgabe züfallen kann. Von
einer Einheitsfront gegen die Sowjets iſt keine Rede
mehr, nachdem Streſemann über ſeine Unterredung mit
Tſchitſcherin in BadenBaden Bericht erſtattet hat. Viel
eher iſt angunehmen, daß man ſich auf eine Umſtellung
langſam vorbereitet. Das kommende Jahr iſt ein Wahl
jahr erſter Ordnung. Jn Frankreich, Deutſchland, Eng
land und Amerika wird das Volk aufgerufen, ſein Schick
al neu zu beſtimmen. Erſt wenn dieſe Ergebniſſe vor
lliegen, wird ſich zeigen, ob eine Verſchärfung oder Ab
milderung der Gegenſtände erfolgen kann.

Herr Briand kehrte krank aus Genf zurück. Ein
ſchmerzhafter Ausſchlag, der ihn ſogar am Sehen hinderte,
Zwang zu beſchleunigter Abreiſe, noch ehe die Verhand
lungen zu Ende geführt worden waren. Der Außen
miniſter mußte ſein Reſſort für einige Tage im Stich
laſſen. Dieſe kurze Zeitſpanne hat Poincare dagu be

Haben Sie ſchon in dieſem Jahre für
die Partei ein Mitglied gewonnen Wenn
nicht, dann beeilen Sie ſich, damit wir Sie
in die Liſte der Förderer eintragen

können. eJeder organiſierte Demokrat hat im
Laufe dieſes Jahres der Partei ein neues
Mitglied zuzuführen.

mutzt, um in dieſes feine Gewebe mit groben Geweben
hineinzufaſſen. Nicht nür die deutſche Preſſe, auch die
Amerikas und Englands, die der Neutralen und der ge
ſamten franzöſiſchen Linken wendet ſich empört gegen dieſe
Sonntagspredigten, deren einziger Zweck es iſt, Völker
zu verfeinden. Was er in Luneville ausgeführt hat, mu
tete an, als ob wir noch in den Zeiten des Ruhrkampfes

Triſe.
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und Lac Leman Was die Deutſchnationalen alles
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d 2 e 7 Verfaſſungsfeiertag der Republik Das deutſchnationale Sündenregiſter.
Jrgendwo iſt jetzt das Wort LocarnoKriſe gefallen braucht nicht mehr von Locarno zu ſchwärmen, ſondern lebten. Wenn Deutſchland einige Vertrags bedingungen

in der Frage der Abrüſtung nicht erfüllt hat, ſo handelt
es ſich bloß um Terminverlängerungen, nicht um Beweiſe
böſen Willens. Das Geſetz über Kriegsgerät wird noch
vor den Sommerferien vom Reichstage verabſchiedet wer
den. Das Geſetz über die Polizeiorganiſation iſt im Preu
ßiſchen Landtage vom Ausſchuß bereits angenommen
worden. Die Sprengung der Oſtſeſtungen iſt vollzogen
Dem ſteht aber gegenüber, daß kein anderer Staat bisher
Miene gemacht hat, die Bedingungen der Präambel zu
Teil 5 des Friedensvertrages, der die allgemeine Ab
rüſtung vorſieht, auch nur in Angriff zu nehmen. Jm
Gegenteil hat gerade Paul-Boncour auf der Abrüſtungs
konferenz Sabotage getrieben, und die neue Heeresvor
lage, die ſich deutlich genug gegen Deutſchland richtet, iſt
die ſchlimmſte Konzenkration der bewaffneten Macht, die
überhaupt denkbar iſt. Poincare wollte die Politik ſeines
Miniſters durchkreuzen. Die deutſche Antwort erfolgt
noch in dieſer Woche, aber nicht ſie iſt das Entſcheidende,
ſondern der Vorſtoß, den Radikalſozialiſten und Soßialiſten
in der Pariſer Kammer angekündigt haben. Es iſt ſehr
wohl möglich, daß das Kabinett Poincare, an ſich ſchon
ſtark erſchüttert hier ernſtlich geſährdet wird. Briand
kann dieſe Sabotage nicht hinnehmen, und wenn behaup
tet worden iſt, Poincare habe im Einverſtändnis mit ihm
gehandelt, ſo iſt dieſe Lüge von Blättern, die dem Außen
miniſter naheſtehen, ſofort abgedroſſelt worden.

e

Das neue Strafgeſetzbuch iſt 25 Jahre nachdem die
Arbeiten begonnen haben, nunmehr dem Reichstage zu
geleitet worden. Es bringt zahlreiche Verbeſſerungen,
wenn auch nicht alle Paragraphen unſeren Wünſchen ent
ſprechen. Manches muß noch abgeändert werden, aber als
Geſamtleiſtung bedeutet es einen ge waltigen Fortſchritt
Wir ſehen ihn in der Möglichkeit, künftig mildernde Um
ſtände auch dort zu bewilligen, wo es bisher nicht der
Fall war, in dem weiteren Walten der Gnade, die auch
dann eintreten kann, wenn an ſich ein Schuldigſpruch er
folgt. Ueberhaupt atmet das Werk mehr als das bis
herige den Geiſt der modernen Zeit. Ein großer Fort
ſchritt liegt ferner darin, daß viel in das freie Ermeſſen
des Richters geſtellt wird. Man ſoll nicht das ablehnen
mit der Begründung, daß wir kein Vertrauen zur Juſtiz
Hhaben, obwohl die Tatſache an ſich zutriffft. Deshalb kann
man keine Entwicklung lähmen, nur entſteht daraus die
Verpflichtung, den Richterſtand zu verbeſſern und Ele-
mente erbarmungslos auszuſcheiden, die den Geiſt der Zeit
micht begriffen haben. Vor allem wünſchen wir eine grö
ßere Vorſicht in der Auswahl der neuen Richter. Regk
tionäre können nicht im Namen eines Volkes Recht
ſprechen, das in dieſen Reaktionären ſeine ſchlimmſten
Feinde erblickt. Man ſoll das Geſetz ſchaffen, damit in
Zukunft daraus Segen erſprießt, auch wenn vielleicht zu
n einmal hier und da die Freiheit mißbraucht werden
ſollte.

Unſere Deutſchnationalen Haben Pech. Jn der Außen
politik blieben die Erfolge gerade aus, als ſie in die Re
gierung traten. Die Finanzgebarung, auf deren Mängel
wir immer wieder hingewieſen haben, hat eine Kritik er
fahren, an der man nicht vorübergehen kann. Der
Zwiſchenbericht des Generalagenten für die Reparation
rügt die Liebesgaben an die ſüddeutſchen Staaten und
wendet ſich überhaupt gegen den Partikularismus, der mit
Herrn Dr. Köhler in das Reichsfinanzminiſterium ein
gezogen iſt. Sonſt iſt in dieſen Monaten nicht viel ge
ſchehen. Nur das RepublikSchutzgeſetz mit der Verban
nung des Kaiſers wurde von den Monarchiſten verlän
gert. Sie werden uns vermutlich in kurzem auch den ge
ſetzliche Feiertag des 11. Auguſt ſchenken. Es wächſt
eben der Menſch mit ſeinen höheren Zwecken. Das Ein
zige, was für ſie noch in Ausſicht ſteht, iſt eine Erhöhung
des Kartoffel und Zuckerzolles auf Koſten des deutſchen
Volkes, während die Jnduſtriezölle vorausſichtlich ab
gebaut werden. Man kann geſpannt ſein, wie lange ſich
die Zentrumswähler dieſe Art von Regiererei mit anſehen
Wir aber wünſchen nicht, daß das Kabinett ſchon jetzt
werſchwindet. Die Sündenliſte der Deutſchnationalen iſt
uns noch nicht groß genug. Richard Ma y.
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75 Goldmillionen zu zahlen. Anter der Regierung Luther

ſolche ſei ja auch angeſichts der Erhöhung von Zöllen un

liarde, neuerdings ſei ſogar ein Betrag von 1,5 Milliar

Fragen der
Der preußiſche Landtagsabgeordnete Barteld-

Hannover, hat auf der demokratiſchen Reichsbeamten
kagung das nachfolgende ſehr beachtenswerte Referat
gehalten.

Ex verwies zunächſt auf die unzulängliche Beſoldung
der geſamten deutſchen Beamtenſchaft in der Zeit vor dem
Kriege. Nach der Denkſchrift, die das Reichsfinanzmini
ſterium unter dem deutſchnatonalen Reichsfinangminiſter
won Schlieben im Januar 1925 dem Reichstag vorgelegt
Habe, ſei das Volkseinkommen, auf den Kopf der Bewöl
erung gerechnet von 1897 bis 1908 um rund 31 w. H. ge
ſtiegen, während die Bezüge der Beamten der unkeren Be
ſoldungsgruppen in dieſer Zeit um rund 25 v. H. die der
mittleren um rund 17 w. H. und die der höheren um rund
115 v. H. erhöht worden ſeien. Die Denkſchrift ſtelle mit
Recht feſt, daß gegenüber der geſamten Bevölkerung ſämt
liche Beamte in ihrem Einkommen herabgeſunken waren.
Das ſetzte ſich von 1908 bis 1913 ſort, da die Gehälter der
Beamten unverändert blieben, während nach der Denk
ſchrift das Volkseinkommen, auf den Kopf der Bevölke
ung gerechnet, um weitere 17,4 v H. zunahm, gegenüber
1897, alſo insgeſamt um rund 54 w. H. geſtiegen war.
Aus dieſer Zeit reſultierte die Verelendung der deutſchen
Beamtenſchaft. Das ſei die Beſoldungspolitik in dem
reichen Deutſchland der Vorkriegszeit unter konſervativer
preußiſcher Vorherrſchaft geweſen. Es gäbe für das konſer
wative Regime keine vernichtendere Kritik als die Denk
ſchrift des deutſchnationalen Reſchsfinanzminiſters von
Schlieben. Während der Kriegszeit und der Nachkriegs
geit, insbeſondere in der Jnflation ſeien die Verhältniſſe
moch kataſtrophaler geworden.

Es müſſe aber anerkannt werden, daß es dem ver
armten Deutſchland in der Nachkriegszeit ſchwieriger ſei,
die Beamtenbeſoldung ſo zu bemeſſen, wie man es wün
ſchen möchte, als dem reichen Deutſchland der Vorkriegs
zeit. Nach der Jnflation ſeien die Begmtengehälter im
Dezember 1923 auf Goldgehälter umgeſtellt worden und
dieſe Regelung ſei von der damaligen Reichsregierung als
eine Nokregelung bezeichnet worden, die nur auf ganz
kurze Zeit kragbar ſei. Die Beamten haben damals die
Koſten der Stabiliſterung in ſehr erheblichem Amfange
mit getragen. Zum 1. April 1924 ſei dann eine kleſne
Aufbeſſerung erfolgt und zum 1. Juli 1924 die in der
Beamtenſchaft berüchtigte Sommerregelung, bei der die
unteren Gruppen ſehr ſchlecht weggekommen ſeien. Dann
ſeien weſentliche Aufbeſſerungen nicht mehr erfolgt, ob
wohl der Reichsfinanzminiſter von Schlieben 1925 die
MNot wendigkeit hierzu anerkannt und erklärt habe, er hoffe
daß nicht in allzu ferner Zeit die Lage der Beamten ver
Beſſert werden könne. Es handele ſich alſo darum, daß die
Beamten noch einige Zeit aushielten. Dieſe „einige Zeit
dauere jetzt ſchon zwei Jahre. Die erforderliche Erhöhung
ſei immer wegen Mangel an Mitteln abgelehnt worden.
Dabei müſſe feſtgeſtellt werden, daß die Reichsregierung
im Herbſt 1923 in der Lage geweſen ſei, der Ruhrinduſtrie

ſei dann gleichzeitig mit der Einbringung einer Zolltarif
worlage die große Preisſenkungsaktion angekündigt wor
den, über die man heute nicht mehr gerne ſpreche. Eine

möglich geweſen. Unter der Aerg von Schlieben habe man
ſehr erhebliche Gelder in der Reichskaſſe angeſammelt.
Man ſpreche von einer Theſaurierung von einer Mil

den genannt worden. Trotzdem dieſe hohen Beträge der
Wirtſchaft entzogen und vorhanden geweſen ſeien, halbe
Herrn von Schlieben angeblich das Geld für Erhöhung
der Beamtenbezüge gefehlt. Wenn man auf den demokra
tiſchen Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold won ſeiten der

ttenbeſoldung
Rechten verweiſe, ſo müſſe darauf hingewieſen werden,
daß Herr Dr. Reinhold infolge der verfehlten Wirtſchafts
und Steuerpolitik der Rechten eine geradezu kataſtrophale
Lage der deutſchen Wirtſchaft vorgefunden habe. Daß da
mals eine Erhöhung der Beamtenbezüge pſychologiſch un
möglich geweſen ſei, ſei allgemein anerbannt worden. Jn
der Oeffentlichkeit hat man damals ſogar über eine Kür
zung der Beamtenbezüge geſprochen, und es ſei von der Be
amtenſchaft dankbar begrüßt worden, daß Herr Dr. Rein
hold mit aller Deutlichkeit dieſen Gedanken der Kürzung
der Beamtenbezüge abgelehnt habe. Herr Dr. Reinhold
habe aber dann im letzten Winter eine Aufbeſſerung in
Ausſicht geſtellt, und man habe beſtimmt zum Frühjahr
dieſes Jahres mit einer ſolchen gerechnet. Auch die Rede
des neuen Reichsfinanzminiſters Dr. Köhler auf der Ta
gung der Reichsfinanzbeamten habe dieſe Hoffnungen be
ſtärkt. Später ſei allerdings Herr Dr. Köhler vorſichtiger
und zurüchhaltender geworden und habe erklärt, die Auf
Beſſerung ſolle erfolgen, ſobald die Wirtſchaftslage es ge
ſtatte, und er habe weiter hinzugefügt, daß ihm die Mit
tel für eine Beſoldungserhöhung fehlen. Dieſer Einwand
erſcheine unberechtigt, wie der Redner eingehend nach
wies. Man könne es micht verſtehen, wie man da über
Mangel an Mitteln für die notwendige Beamtenbeſoll
dung ſprechen könne. Hierzu komme die ſtarke Belebung
der Wirtſchaft, die auch von Herrn Dr. Köhler gegenüber
dem Vertreter der „Neuten Freien Preſſe anerkannt wor
den ſei und die ſich beſonders in dem erfreulichen Rück
gang der Arbeitsloſenziffer geige. Dieſe Belebung müſſe
zur Folge haben, daß die Steuereingänge weſentlich ſtär
her ſeien und die Leiſtungen für Arbeitsloſe abnehmen.
Die Not wendigkeit einer Erhöhung der Beamtengehälter
ſſei won allen Seiten anerkannt worden. Man brauche
nur daran zu denken, daß die Mieten zum 1. Oktober auf
120 Prozent der Friedensmiete ſteigen werden. Dem-
gegenüber biete die Erhöhung des Ortszuſchlages auch
micht im entfernteſten eine Abgeltung. Man ſpreche dar
über hinaus, ohne einen Widerſpruch bei der Reichs
regierung zu finden, von einer Mietserhöhung auf 140
Prozent, die ſich geradezu kataſtrophal für die Beamten
ſchaft, aber auch für die deutſche Wirtſchaft. auswirken
würde. Der Lebenshaltungsinder ſteige andauernd.

Ein Beamter der Beſoldungsgruppe 2 beziehe in der
Ortsklaſſe B einſchl. Wohnungsgeld ein Anfangsgehalt
won monatlich 102 ein Endgehalt von 150,50 A. Jn
der Beſoldungsgruppe 3 betragen dieſe Beträge 121 bezw.
160,50 A. Hiervon gehen ſelbſtverſtändlich die Steuern
ab. Dieſe Zahlen zeigen ganz deutlich, daß angeſichts der
Teuerungsverhältniſſe eine ſehr durchgreifende Aufbeſſe
rung zwingend erforderlich ſei. Aber auch die Gehälter
der Beamten der mittleren und höheren Beſoldungsgrap
pen ſeien, worauf er an Hand von Zahlen im Landtage
hingewieſen Habe, wollſtändig unzulänglich. Eine durch
greiſende Reform der Beamtenbeſoldung werde allgemein
als erforderlich anerkannt,
daß dieſe Reform auch auf die Wartegeldempfänger, Ruhe
gehaltsempfänger und Hinterbliebenen ausgedehnt wer
den müſſe. Er ſei der Anſicht, daß dafür geſorgt werden
müſſe, daß die Beamten ſpäteſtens zum 1. Juli Geld in
die Finger bekämen. Wenn dieſe Notregelung getroffen
ſſei, könne man an die grundlegende Neuregelung der Be
amtenbeſoldung, die auch er wolle, herangehen. Wenn
man das jetzt noch nicht könne, ſo ſei das die große Schuld
der Reichsregierung, die auch in dieſer Frage nicht ge
führt, ſondern die Sache habe laufen und ſich treiben laſ
ſen. Man vermiſſe beſonders in Beamtenfragen bei der
Reichsregierung jede klare Führung. Abgeſehen von der
Notlage der Beamtenſchaft ſei aber auch pſychologiſch der
Zeitpunkt angeſichts der Belebung der Wirtſchaft richtig

und es ſei ſelbſtverſtändlich, die oberen Beſoldungsgruppen hin

und dieſer Zeitpunkt dürfe nicht verfehlt werden. Die
Führer der deutſchen Wirtſchaft geben im allgemeinen i
ganz umumwunden die Not wendigkeit der Beſoldungsaufe
beſſerung zu und insbeſondere die Führer im Einzel
handel, im Handwerk und in der Fertigwareninduſtrie
erkennen immer mehr, wie wichtig für ſie die Bebebung
des Jnnenmarktes durch eine beſſere Beſoldung der Be
amtenſchaft wäre. Daßu komme, daß die Tariſverhand-
lungen auf dem freien Arbeitsmarkt im weſentlichen ab
geſchloſſen ſeien oder vor dem Abſchluß ſtohen. Wenn die
Wirtſchaft über den hohen Steuerdruck klage, ſo ſei das
durchaus berechtigt. Hieran tragen aber die Beamten
keine Schuld. Auch er ſei der Anſicht, daß man im Ver
waltungsapparat Deutſchlands durch Aebergang zum Ein
heitsſtaat und durch eine vernünftige Reform der Ver
waltung auf die Dauer ſehr erhebliche Erſſparniſſe erzie hl ität
len könne. Auch die Beamtenſchaft ſei für eine ſolche ver e An n
nünftige Sparmaßnahme, abgeſehen von den ſonſtigen e e
Intereſſen der Beamtenſchaft an einer Vewalltungsreform, grage

durchaus zu haben. Man könne der Führung der Deut-
ſchen Demokratiſchen Partei nur dankbar dafür ſein, daß n wie
ſie ſowohl in der Frage des Einheitsſtaates und der Ver de a iſt
waltungsreform, als auch in der Frage der Beamten ne
beſoldung durchaus die Führung gehabt habe und die ſtehen n
richtigen Wege gegangen ſei. Eine Beamtenſchaft, die die ten ban
Zeit verſtehe, könne die Wege der Deutſchen Demokrati r de
ſchen Partei nur billigen und begrüßen. (Stürmiſcher und
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Die Kommungalbeamten zur
Befoldungsfrage.

Auf dem Verbandstag der preußiſchen Kommunal
beamten wurde auch die Beſoldungsfrage behandelt. Der
Vorſitzende, Stadtamtmann Gutſchmi dit, BerlinTrep
tow, wies darauf hin, daß die Beamtenſchaft gegen die
Behandlung die ihr durch Regierung und Parlamente zu
teil werde, aufs ſchärfſte Klage zu erheben habe. Der
Verband verlange die Durchſetzung des Grundſatzes der
Anſtellung der Beamten auf öffentlichrechtlicher Grund
lage, außerdem in erſter Linie die wirtſchaftliche Sicher
ſtellung. Mit beſonderem Nachdruck wies er auf die Not
wendigkeit hin, endlich durch entſprechende geſetzliche Maß
nahmen das Dauerangeſtelltenunrecht zu beſeitigen.

Nach Worten der Begrüßung durch die erſchtenenen
Ehrengäſte, unter denen ſich Miniſterialrat 3ſchin tſch
wom Preußiſchen Jnnenminiſterium ſowie einige Abge
ordnete der D. D. P., darunter der Abgeordnete Hof
ſowie Vertreter des Reichsſtädtebundes der befreundeten
Organiſationen befanden, ſprach Geſchäftsführer Meſſer
ch midt, Berlin, über die Beſoldungspolitik. e

Ausgehend von einer Vetrachtung der finanz und
ſteuer politiſchen ſowie der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
wies er darauf hin, daß das Sinken der Erwerbslöſigkeit
und die Steigerung des Lohnnivegus auf der einen Seite
ſowie die Not und Verſchuldung der Be er in

höhung der Beamtenbezüge notwendig erband proteſtiere entſchieden gegen jeden Verſuch an den
Grundſätzen des nach ſozialen Geſichtspunkten auſgebauten
Beſoldungsſyſtems von 1920 weſentliche Aenderungen im
Sinne einer Rückkehr zum Gehaltsklaſſenſyſtem vorzuneh
men. Er verlange die reſtloſe Gleichſtellung der Gemeinde
beamten mit den Staatsbeamten in Bezug auf die Beſol
dung, und bedaure, daß es dem Deutſchen Beaintenbünde
bisher nicht möglich geweſen ſei, in den letzten Monaten
eine Erörterung der Beſoldungsfrage mit dent Reichs
finanzminiſter in die Wege zu leiten. Die bisher gewähl
ken vornehmen Methoden auf dieſem Gebiete ſeien bei der
Behandlung, die die Beamtenſchaft zu ertragen habe
unter Amſtänden nicht mehr am Platze. Der Verband
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r m ſüidetungeſchrieben: „Alles kommt darauf an, die ſtärkſten Kraſte Und das ergreifenſte Wort hat er geſchrieben, als er l Perban
Dem Andenken des Landes mobil zu machen; gelingt mit der beabſich e geſch WParlame

Walther Nathenans.
Zum 24. Juni 1927.

Fünf Jahre ſind verfloſſen ſeit jenem Junimorgen,
der das grauſam jähe Ende Walther Rathenaus brachte.
Jn fünfjähriger Hharter politiſcher Arbeit iſt Deutſchland
den Weg gegangen, den Rathenau vorgezeichnet hat, den
Weg, der der einzig richtige und einzig mögliche war.
Rathenau hätte noch viel helfen können, den Leidensweg
unſeres Volkes abzukürzen. Das Schickſal hat es anders
beſtimmt und doch ſeine Worte ſind nicht verweht,
ſeine Mahnungen nicht unnütz verhallt. Noch klingt ſeine
Stimme unter uns. And wie Freigebigkeit ein Charakte
riſtikum des lebenden Rathenau war, ſo wirken auch die

ausgeſtreuten Schätze ſeines Geiſtes noch fort, da ihn
längſt der Raſen deckt.

Wir haben doppelten Grund, heute Walther Rathe
man zu ehren. Denn heute iſt bewieſen, was damals nur
Annahme war und ſein konnte. Wir haben heute die
Sicherheit, daß unſer politiſcher Weg zum Ziele führt,
und heute braucht niemand mehr Mut aufzubringen, um
dieſen Weg zu gehen, ja heute gehen ihn ja ſelbſt die
jenigen, die ſeinerzeit die wiütendſten Gegner des Poli
kikers Rathenau waren. Es iſt aber güt an die ſchweren
Jahre won damals zu erinnern, und es iſt am beſten, das
mit den Worten Rathenaus ſelbſt zu tun. Jm Auguſt 1921
ſchrieb Rakhenau an den Geheimrat Haber: „Ueberaus
dankbar bewegt bin ich von den freundlichen Worten die
Sie meiner politiſchen Arbeit widmen. Jch weiß, daß Sie
dabei in freundſchaftlicher Weiſe mehr den guten Willen
als das Ergebnis einſchätzen. Die Welt iſt derartig ver
eiſt, daß die erſten Spatenſtiche von unendlicher Müh
ſſeligkeit ſind. Dennoch glaube ich, daß eine entſchloſſene
und klare Richtung, wie ſie von dieſem Kabinett wenig
ſtens in den Hauptfragen angeſtrebt wird, das einzige
Mittel iſt, um ein pagr Schritte vorwärts zu kommen.“
Kurz zuvor hatte er an Max Warburg in Hamburg ge

tigten Politik die ehrliche Verſtändigung micht, ſo gelingt
ſie äberhaupt nicht, denn der andere Weg iſt ausſichtslos.“

Wie in ihm die Gedankengänge der Verſtändigung
lebten, wie Rathenau die großen Zuſammenhänge ſah,
das geht aus einem Brief hervor, den er im Oktober 1921
nach Waſhington ſchrieb. Jn dieſem Brief heißt es:
„Die Geſundung Deutſchlands iſt nur dann möglich, wenn
die alliterten Staaten einſehen, daß das Land aus Grün-
den der Ziviliſction und Kultur im Herzen Europas er
halten bleiben muß, und wenn die Vernunft denjenigen
politiſchen Tendenzen entgegenarbeitet, die offenkundig
zur wirtſchaftlichen Vernichtung Deutſchlands hindrängen.
Entſcheidend wird hierbei die Stellung Amerikas ſein.
Amerika iſt ſoweit ich verſtehe, aus ideellen Gründen in
den Krieg eingetreten, und es hat aus ideellen Gründen
den Krieg und Friedensſchluß entſcheiden helfen. Somit
wird Amerika über lang oder kurz erkennen, daß es auch
an dem Ergebnis des Krieges und dieſes Friedensſchluſſes
einen Teil der Verantwortung trägt.“

Der Menſch Rathenau opferte ſich ſeinem Werke. Es
ziemt auch an ſeinem Todestag, des Menſchen Räthenau
zu gedenken. Als er zu Beginn des Jahres 1922 das
Außenminiſterium übernahm, ſchrieb er „Einen ſchweren
Entſchluß mußte ich ſaſſen. Jch will noch einmal ver
ſſuchen, alle Kräfte zuſammenzuraffen und in Dienſt
zu ſtellen. Es ſind Stunden der Sorge und des Zweifels.“
Und kurz zuvor hat er an eine Frau, die ihm ſehr nahe

ſtand, geſchrieben: „Sie ſollen ſich um meine Erhaltung
keine Sorge machen. Wenn ein unvergeudetes Leben enden
ſſoll, ſo geſchieht es nicht aus Willkür, ſondern weil es
ſeinen Abſchluß gefunden hat. Dankbar bin ich für jede
Stunde, die mir zu wirken gegönnt iſt. And welcher Satz,
welcher Pinſelſtrich des Werkes letzter iſt, ziemt nicht zu

won ſeinen Anternehmungen, die er jahrzehntelang ver
waltete und mit denen er verwachſen war, ſcheiden mußte
weil ihn die Republik rief. Damals erkannte er mit kla-
ren Augen ſein Schickſal. Sein Schickſal war auch da

uſſchiebt

hen Ma
I Vean

Schickſal aller jener Männer, die in Deutſchlatids dun wiſſen.
kelſten Stunden nicht verzagten, die ungeachtet der Heße 3 Wan
und des Haſſes taten, was ihnen Pflicht war. Rathenau in eine
ſſchrieb: „Nun ſtehe ich vor über und unüberſehbaren n ern
Problemen und Fragen Der Einzelne vermag in dieſen er

ſationgroßen Getriebe ſo gut wie nichts. Es werden Mann für
üngMann in den Graben ſpringen müſſen, bis er überſtiegen

werden kann. Gleichviel: er wird nie überſtiegen werden
wenn nicht einer beginnt.“

n 9

RathenauAphorismen.
Die Erde trägt zu jeder Zeit ein Dutzend Menſchen

die ſich vor Sehnſucht, Einer des Anderen, verzehren

Sie finden einander nicht. v
Wehe dem, der ein Kind in Furcht erzieht, und wen

es die Furcht Gottes wäre. Denn er ſchändet unabſehbar
Menſchengeſchlechter.

Jn jedem ſtarken menſchlichen Gefühl iſt ſein Gegen

beil enthalten. Jm Ausbruch der Verzweiſflung verkünde
ſich der Troſt, im Jubel lauert die Verzweiflung.

Jndividaalität iſt das, was mich von der Welt ab
ſondert, Liebe das, was mich mit ihr verbindet. Je ſtär-
ker die Jndividualität, deſto ſtärker erfordert ſie die Liebe

Gott lieben iſt nicht das Letzte. Das Letzte iſt Gott
ſſelligkeit.

ben über ſchlimme Worte. Es gibt Menſchen, die durch
Leiden böſe werden, doch auch ſie müſſen zur Heilung bef
tragen, freilich auf dem weiteſten Amwege.“

fragen. Noch weniger ſollen Sie ſich kümmern und betrüg
Wer ſcheut ſich nicht, ein Menſchenleben um eine

Stunde zu werkürzen! Aber eine Stunde ihm zu werder.
ben wer hätte das Schlimmere nicht ſchon verſchuldet?

S



alle energiſchen gewerkſchaftlichen Maßnahmen ſei
Pihenorganiſation geſchloſſen unterſtützen
Stadtamtmann Schiſck, Düſſeldorf, führte im An
daran aus: Die Beamtenſchaft wolle von dem all

nen Aufſſtieg der Wohlfahrt unſeres Volkes nicht
ſchloſſen ſein, ſie wolle vor allem aber, daß durch eine
ſchende Beſoldung der Beamten der unteren Gruppen
ntegrität des Beamtentums nicht verletzt werde. Die
ſiſche Kommunalbeamtenſchaft könne es nicht vwerſte
daß vom Philologenverbande fortgeſetzt gegen die
dung der Kommungalbeamten Angriffe erhoben wür
Jm Jntereſſe der Würde der deutſchen Beamten

ſei eine ſolche gegenſeitig verhetzende Kampfmethode
Schärfſte abzulehnen Vom Deutſchen Beamten

e ſei die Pflege des Geiſtes der Gemeinſchaft in der
ztenſchaft aufs Stärkſte zu betonen, vor allem aber

den re Aktivität gu verlangenon wäre unwürdig, wenn die Beamtenorganiſationen
r Frage der Beſoldungserhöhung um eine Anterredung
den regierenden Miniſtern betteln müßten. Der
stag ſei mit Arbeitsſtoff keineswegs überlaſtet und
die Beamtenbeſodungsfrage ohne weiteres noch vor
Sommerpauſe zur Erledigung bringen.
Anſchließend wurde einſtimmig die Annahme der
olgenden Entſchließung bveſchloſſen:

Der Verbandstag des Verbandes der Kommunal
ten und Angeſtellten Preußens weiſt eindringlich auf
jefgehende Verbitterung und die ſich daraus ergeben
Hefahren hin, die in der Kommünalbeamtenſchaft in
der endloſen Verſchleppung der Beſoldungsaufbeſſe
und der Nichteinlöſumg von Regierung und Parla
gegebener Zuſagen entſtanden iſt. Das Vertrauens
iltnis, das beſonders im Volksſtaat zwiſchen
atenſchaft, Regierung und Parlament beſtehen muß,

urch dieſes unverſtändliche Verhalten ſchwer erſchüt
h worden.

rlamene folge der verfehlten Methoden in der Beſoldungs
habe. der letzten Jahre und der erheblichen Steigerung
mndſahes Lebenshaltungskoſten hat ſich die Notlage der Be
chet un i ſchaft zuſehends verſchärft und iſt beſonders für
liche S eringſt beſoldeten Beamten unerträglich geworden.
zuf die unvermeidliche Folgeerſcheinung der Anzulänglichkeit
ehliche M i Belige hat die Verſchuldung in der Beamtenſchaft
itigen erſchreckenden, die Anverſehrtheit des Beamtentums

rdenden Amſang angenommen. Nach ſtatiſtiſchen
bellungen läßt die bis in die höheren Gruppen hinein
ide Verſchuldung im Vergleich zu anderen Berufs
ken einen bedrohlichen ſozialen Abſtieg der Beamten

erkennen. Die 1925 und 1926 gewährten einmaligen
endungen in der Oeffentlichkeit häufig auch als
hnachtsgratifikation“ bezeichnet ſind mit dem
alter der Beſoldung des öffentlichrechtlichen Berufs

tentums völlig unvereinbar. Der Verbandstag lehnt
der Beamtenſchaft un würdigen Notbehelfe mit aller
hiedenheit ab.
Der Verbandstag proteſtiert nachdrücklichſt dagegen,

des Drängens der Beamtenorganiſationen, die
erung ſelbſt als S wendigkeit bezeich
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u h in Reich, Ländern und Gemeinden rechtfertigen dies
ders nach der Verabſchiedung der verſchiedenen für
Wirtſchaft günſtigen Steuergeſetze in keiner Weiſe. Er
t in den Beſtrebungen nach grundlegenden Syſtem
rungen eine große Gefahr für das dem ſozialen Aus
dienende, die Einheitlichkeit der Beamtenbeſoldung
hrleiſtende Beſoldungsſyſtem von 1920, deſſen fort
liche Errungenſchaften im Jntereſſe der Geſammt
tenſchaft unangetaſtet bleiben müſſen. Notwendige
eſſerungen an dem beſtehendem Syſtem und der Aus

von Härten laſſen ſich auch ohne grundſtürzende
mänderungen erreichen.
Nr Verbandstag fordert mit größter Entſchiedenheit,
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ben die Parlamente auf jeden Fall vor den Sommerferien
itelan unaufſchiebbare Beſoldungserhöhung in einem an
den m ſſeken Maße beſchließen, wobei die wirtſchaftlich

ichen Beamktengruppen beſondere Berückſichtigung
n wüſſen. Von unſerer Spitzenorganiſabion, dem
ſchen Beamtenbunde, deſſen grundſätzliche Forde
en für eine Beſoldungsneuregelung einmütig gebil
werden, erwartet der Verbandstag auf das beſtimm
daß er ſeine volle Stoßkraft als gewerkſchaftliche

ſorganiſation auf eine ſofortige gusreichende Beſol
Erhöhung konzentriert.“

S
e

Beamte und Rechtsregierung.
Die große Enttäuſchung.

achdem die Reichsregierung ſich in den letzten Wochen
die Beamtenaufbeſſerung ſyſtematiſch ausgeſchwiegen

hat ſie jetzt endlich ihre Stellungnahme bekannt gege
n einer Kabinettsſitzung hat man ſich mit der Frage

Beamtenbeſoldung befaßt und im Anſchluß daran ein
unique veröffentlicht, das, rund heraus geſagt, für die
ten die größte Enttäuſchung darſtellt, die ſie ſeit langem
haben. Jn dieſem Communique iſt geſagt, daß die
der Beamtenbeſoldung noch im laufenden Kalen-

ahr erledigt werden ſoll. Das bedeutet alſo eine Ver
bis in den Herbſt, und die Beamten werden ihre Ant

Die Herren Deutſchnationalennicht ſchuldig bleiben.

war Zeit, ihre eigenen Zollwünſche jetzt zu erledigen
ſie ihre erhöhten Zölle in den Taſchen haben, dann

n die Beamten ruhig warten. Die deutſchnation le Be
P freundlichkeit wird die gebührende Anerkennung fin

Zudem iſt in der offigiöſen Verlautbarung die Beſſer
ig der Beamten noch mit der Wirtſchaftslage zuſammen
cht nd damit iſt ein Vorbehalt geſchaſfen, den die
regierung guslegen kann, wie es ihr paßt. Die Beamten
gewünſcht und gefordert, daß die im Reichstag einge
en Beſoldungsanträge ſofort auf die Tagesordnung des
hausſchuſſes geſetzt werden. In dieſen Wochen und wah

rend dieſer Tagung muß die Entſcheidung in der Beſoldungs-
fräge fallen. Was aber verkündet die Rechtsregierung! Nicht
am 1. April, nicht am 1. Juli, ſondern, wenn wir uns im
Herbſt wiederſehen, wird ſich alles finden. Vor den Som-
merferien haben die Beamten die Erledigung der Beſol-
dungsvorlage verlangt. Damit iſt es nichts, wenn ſich der
Wille des Kabinetts durchſetzt. Falls in den Regierungs
parteien ſelbſt nicht noch ein Einſehen in letzter Stunde kommt,
wird dann alſo die Beamtenbeſoldung auf die lange Bank
geſchoben. Nun iſt ja kein Zweifel, daß dem Zentrum und
der Deutſchen Volkspartei in dieſer Frage nicht ſehr ange
nehm zumute iſt. Herr Scholz hat ja feierlich ſeine Demarche
verkünden laſſen, die er in der Beamtenbeſoldung unternom-
men hat. Was aus dieſem Vorſtoß geworden iſt, das ſieht
man ja jetzt. Die „Kölniſche Zeitung wendet ſich gegen
agitatoriſche Einflüſſe des Zentrums, und das Zentrum ins
beſondere Herr Guerard, glaubt ſich in dieſer unbequemen
Situation an dem früheren demokratiſchen Reichsfinanzmini
ſter Reinhold reiben zu müſſen. Jn einer Beſprechung der
Zentrumsfraktion mit dem Deutſchen Beamtenbund hat der
Fraktionsvorſttzende u. a. behauptet, daß die Finanzpolitik
Reinholds ſchuld daran ſei, daß man nicht zu einer Regelung
der Beamtenpolitik gekommen ſei. Wenn die Senkung der
Amſatzſteuer nicht vorgenommen worden wäre, hätte man das
mötige Geld für die Erhöhung der Beamtenbezüge gehabt.
Mit Verlaub, das ſind Redensarten, die man, um ein offenes
Wort zu gebvauchen, nicht anders als demagogiſche Redens
arten bezeichnen kann. Es iſt ſchon ein ſtarkes Stück, wenn
Herr von Guerard glaubt, jemandem einreden zu können, daß
die Senkung der Umſatzſteuer irgend etwas mit der Beamten
beſoldung zu tun habe. Jm übrigen hat gerade Reinhold
dafür geſorgt, das den Beamten zur Weihnachtszeit
vorigen Jahres zur Linderung ihrer großen Not wenigſtens
eine einmalige Aufbeſſerung zukeil werden konnte. Reinhold
hat ja noch weitere Pläne in Vorbereitung gehabt, um wenig-
ſtens die größte Not der Beamten zu lindern

Alle dieſe Ausflüchte nützen nichts. Die Beamten haben
ja jetzt deutlich genug erkannt, was ſie von der Rechts re
gierung zu halten haben. Sie werden weiter ſchöne
Reden von der Not wendigkeit des Berufsbeamtentums hören,
nur ſchade, daß ſie durch dieſe Reden nicht ſatt werden. Jm
übrigen aber hält der Reichsfinanzminiſter Köhler den
Daumen auf dem Reichsſäckel. Die Oppoſition iſt jetzt vor
eine neue Sachlage geſtellt; ihr fällt jetzt die Aufgabe zu, die
Verſchleppungstaktik der Rechtsregierung in der Frage der
Beamtenbeſoldung zu durchkreuzen.

Demokraten und Begmtenbeſoldung.
Die Beratungen im Hauptausſchuß.

Der Hauptausſchuß des Reichstages trat am Montag,
den 21. Juni, in die Beratung der von den Demokraten
(Brodauf und Genoſſen), Sozialdemokraten und Kommu-
mäſten geſtellten Ankräge wegen der Erhöhung der Be
amtenbeſoldung ein. Zunächſt begründte Abg. Brod auf
den demokratiſchen Antrag. Er führte aus, die Verhält
miſſe hätten ſich ſo geſtaltet, daß die Beſoldungserhöhung

keinen Aufſchub mehr erleiden dürfe, ſie iſt eine überaus
hl dringliche Angelegenheſtt geworden. Wir verlangen des

halb, daß dem Reichstag noch vor ſeinen Sommerferien
eine Vorlage über die Beſoldungsneuregelung zugeht, ſo
daß, wenn die Verabſchiedung nicht mehr möglich ſein
ſollte doch wenigſtens am 1. Juli Vorauszahlungen mit
Rückwirkung zum 1. April auf die zu bewilligenden Er
ſhöhungen eintreten können. Die Gründe, aus denen die
Beanntenſchaft ſich in den Jahren 1925 und 1926 mit
ihren berechtigten Forderungen auf eine ſpätere Zeit ver
tröſten laſſen mußte, ſind weggefallen. 1925 waren es die
Preisſenkungsaktionen, aber alle Hoffnung auf Preis
ſſenkungen muß endgültig begraben werden. Der Lebens
haltungsinder iſt in den Städten langſam anſteigend.
Vor einem Jahre, 1926, als Reinhold Finanzminiſter
war, beſtand zwiſchen Regierung und den Parteien Ein
werſtändnis darüber, daß bei der überaus mißlichen Wirt
ſchaftshage, die ſich in einer Erwerbsloſenzahl von faſt
zwei Millionen ausdrückte, vor der Oeſſfentlchkeit eine Auf
beſſerung der Beamtenbezüge nicht würde verantwortet
werden können, und die Spitzenorganiſationen der Beam
tenſchaft drängten bei dieſer Sachlage ſelbſt nicht auf eine
Beſſoldungsreform, aber in der Exwartung, daß dieſe ſo
fort eintreten würde, wenn die größte Wirtſchaſtsmiſere
behoben ſei. Dieſer Zeitpunkt iſt ſchon ſeit Monaten ge
kommen. Die Arbeitsloſenzahl iſt erfreulicherweiſe in
ſtändigem Rückgang. Seit dem vorigen Jahr ſind aus faſt
einer Mällion Anterſtützter zum großen Teil Steuerzahler
geworden Die Notlage der Beamtenſchaft wird von keiner
Seite beſtritten. Sie tritt aber immer mehr in einer um
ſich greifenden Verſchuldung der Beamtenſchaft erſchreckend
m die Erſcheinung. Selbſt in Kreiſen der Wirtſchaft meh
ren ſich die Stimmen daß die Beſoldungserhöhung un
aufſchiebhar ſei. Eine Vermehrung der Gruppenzahl bei
einer neuen Beſoldungsreform müſſen wir entſchieden ab
lehnen. Soweit Neueinſtufungen nötig ſind, müſſen ſie in
dem geltenden Syſtem mit den 19 Gruppen erfolgen.
Wollte die Regierung in der Tat, wie es heißt, grund
legende Veränderungen vorſchlagen, ſo würden dieſe die

Verabſchiedung der Beſoldungsreſorm ſo verzögern, daß
eine Zwiſchenlöſung, wie ſie in unſerm Antrag vorge
ſehen iſt, unerläßlich wird. Die Beamtenſchaſt hält in
ihrer großen Mehrheit an dem gegenwärtigen Syſtem mit
den 13 Gruppen feſt und würde in einem Auseinander
ziehen dieſer Gruppen einen Rückſchritt gegenüber der Be
ſſoldungsreform von 1920 erblicken

Hierauf wurden die ſozialdemokratiſchen bezw. kom
munſtiſchen Anträge begründet, die eine Zwiſchenlöſung
durch monatſliche Vorauszahlungen an die Beamten bis
zu einer endgültigen Verabſchiedumg der Beſoldungs
reform verlangten. Der Reichsfinanzminiſter Dr. Köhler
lehnte die Einbringung einer Vorlage zurzeit ab, werhieß
aber eine ſolche mit Beſtimmtheit für den Herbſt nach
Wiederzuſammentritt des Reichstages, mit Rückwirkung
auf den I. Oktober. Die Vorlage werde eine ſyſtematiſche

S

Neueinſtufung der Beamten bringen. Zu einer Zwiſchen
löſung iſt die Regierung, die ſich hier in Uebereinſtim
mung mit den Länderregierungen befindet, nicht bereit.

Der demokratiſche Abgeordnete Brodauf brachte hier
auf für den Fall der Ablehnung des demokratiſchen An
krages unter Hingusſchiebung der Neuregelung der Be
antenbezüge für die Zeit ab 1. Oktober 1927 den Even
tualantrag ein, daß die ſogenannte Weihnachtsaktion vom
Dezember 1926 am I. Juli 1927 als Zwiſchenlöſung wie
derholt wird. Von den Regierungsparteſen erklärte der
Zentrumsabgeordnete von Guerard deren Einverſtändnis
mit der Regierungserklärung, wobei er ſich einer Polemik
gegen die Oppoſitionsparteien nicht enthalten konnte.

Der demokratiſche Abgeordnete Dietrich-Baden ver
wahrt ſich gegen den Vorwurf, daß die Demokratiſche
Partei agitatoriſche Anträge auf Veſſerſtellung der Be
amten eingebracht habe. Man ſei ſich doch hoffentlich über
die Lage der Beamten vollſtändig einig. Die Regierungs
parteien gäben ja ſelber die Notlage zu. Das Trinkgelder
nweſen, will ſagen die Bewilligung einmaliger Beihil
ſfen, ſei ihm in der Seele verhaßt, wenn es aber ſo fort
gelhe, werde, da ſelbſt eine Vorlage nicht vorliege, und
eine ſolche erſt im November vom Reichstag erledigt wer
den könne, im Dezember dieſelbe Situation wie im Vor
jahr ſein. Er ſei ſehr geſpannt, ob die Regierungspar
teien und auch die Oppoſition dann noch den Anſturm der
Beamtenſchaft aushalten könne. Es komme nicht nur dar
auf ſan, die Beamten beſſerzuſtellen, ſondern dem Stagt
eine brauchbare und ehrliche Beamtenſchaft zu erhalten.
Daß Ruhegehalts, Wartegeldempfänger und Kriegs
beſchädigte mit berückſichtigt werden, ſei eine Selbſtver
ſtändlichkeit. Die Koſten ſeien für das Reich nicht ſo
ſſchlimm wie für die Eiſenbahn und für die Poſt. Kaum
glauben könne er, daß Herr von Guerard nach den Be
ſoldungsnachrichten des Bundes Deutſcher Reichsſteuer
beamten, einer Beamtenvertretung gegenüber Herrn
Reinhold und deſſen Politik heftig angegriffen und ins
beſondere erklärt habe, die Senkung der Amſatzſteuer ſei
lediglich den Anternehmern in die Taſche gefloſſen, und
ſie ſei daran ſchuld, daß man zu einer Regelung der Be
amtenbeſoldung nicht gekommen ſei. Auf alle Fälle ſei
aber eine derartige Behauptung falſch, denn die Steuer
ſenkung Reinholds, darüber ſei man ſich doch endlich einig,
habe weſentlich mit zur Belebung und Wirtſchaft und da
mit zur Steigerung der Reichseinnahmen beigetragen. Jm
worigen Jahr habe man allerdings nichts für die Beamten
tun können, weil wir zwei Millionen Arbeitsloſe hatten.

Tetzt ſei die Sachlage weſentlich anders. Die Demokratiſche
Reichstagsfraktion habe nur den Wunſch, auf das ſchnellſte
zu einem poſitiven Reſultat zu kommen.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Reichstagsfraktion

Demokraten und Zollvorlage.

Ein Brief an den Reichskanzler
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, hat der

Vorſitzende der Demokratiſchen Reichstagsfraktion, Dr. Koch,
an den Reichskanzler Dr. Marx einen Brief gerichtet, in dem
es a. a. heißt

„Nach Preſſemitteilungen beabſichtigt die Reichsregierung,
dem Reichstag nicht die unveränderte Verlängerung der Gel
tungsdauer des Zolltarifgeſetzes, ſondern die Verlänge
rung unter Erhöhung einiger wichtiger Tariſſätze vor
zuſchlagen.

Anter dieſen Umſtänden geben wir unſerm lebhaften Be
dauern darüber Ausdruck, daß die Vorlage ohne einen in der
Sache beruhenden Grund bisher nicht dem Reichstag unter
breitet worden iſt, obwohl einerſeits die Geltungsfriſt des jetzi
gen Geſetzes dicht vor dem Ablauf ſteht, andererſeits es dem
Reichstag ſeit ſeinem Wiederzuſammentritt an dringlichem Be
ratungsmaterial fehlt. Die Deutſche Demokratiſche Fraktion
wünſcht aus Gründen der Loyalität von vornherein keinen
Zweifel zu laſſen, daß, wenn die Regierung in der Tat, unmit

telbar nach der Welkwirtſchaftskonferenz und trotz der dort ge
faßten Beſchlüſſe und ihrer eigenen Haltung zu dieſen Beſchlüſſe
ſen, wichtige Tariferhöhung vorſchlagen ſollte, die Möglichkeit
einer ſachlichen Beratung durch den Reichstag gewährt werden
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muß, und daß die Fraktion dem etwaigen Verſuch, in letzter
Stunde vor den Ferien die Durchpeitſchung zu erzwingen, ent
ſchiedenen Widerſpruch entgegenzuſetzen genötigt wäre.

W

Gegen die Zwangskartellierung.
Eine demokratiſche Jnterpellation.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt,
wird die Demokratiſche Reichstagsfraktion eine Jnter
pellation wegen der Zwangskartellierumng in der Zigaret
teninduſtrie einbringen. Dabei wird die Frage der
Zwangskartellierung grundſätzlich erörtert werden müſ
ſen, da, wie es heißt, von ſeiten des Reichsernährungs
miniſteriums auch eine Zwangskartellierung für die Mar
gavrine Induſtrie vorbereitet wird.

Deutſchland und der Weltnothilfeverband.
Dr. Külz Präſident der Genfer Gründungskonferenz.

Nachdem auf die Anregung von Jtalien der Völker
bundsrat ſchon Ende des Jahres 1925 beſchloſſen hatte.
eine Kommiſſion zur Prüfung der Frage der Begründung
eines Weltnothilfeverbandes zur Hilſfeleiſtung bei großen
Kataſtrophen einzuſetzen, ſind die Arbeiten dieſer Kom
miſſion jetzt ſoweit vorgeſchritten, daß am 4. Jullt 1927 in
Genf eine internationale Stagtenkonferenz zur Gründung
dieſes Verbandes und zur Feſtſetzung ſeines Statuts zu
ſammentritt. Der Völkerbundsrat hat beſchloſſen Deutſch
land den Vorſitz dieſer Konferenz zu übertragen und hat
auf Vorſchlag der deutſchen Regierung den früheren
Reichsminiſter Dr. Külz zum Präſidenten der Konferenz

einſtimmig gewählt. Dr. Külz wird ſich Ende Junt zur
Vorbereitung dieſer Konferenz nach Genf begeben.

Die neuen Mietsgeſetze.
Wie mitgekeilt wird, iſt der Geſetzentwurf Über die

Verlängerung des Mieterſchutzgeſetzes dem Reichsrat zu
geleitet worden, nachdem ihm das Reichsmietengeſetz be
reits vorgelegt worden iſt. Beide Geſetze werden weſent
liche Aenderungen des beſtehenden Zuſtandes bringen, vor
allem in der Richtung, daß unter gewiſſen Vorausſetzun
gen die Klagevorſchrift bei Kündigungen durchbrochen
werden ſoll. Angeſichts dieſer Tatſache wird in parlamen
kariſchen Kreiſen im Reichstag mit ſcharfen Auseinander
ſetzungen gerechnet

Aus der Arbeit der demokratiſchen Landtagsfraktion

Der Termin der Kommunalwahlen in Preußen.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt,

rechnet man im Preußiſchen Landtag mit einer Verab
ſchiedung der neuen Landgemeinde und Städteordnung
noch vor dem 2. Juli. Da bisher als Termin für die
Kommunalwahlen in Preußen an eine ſechsmonatige
Friſt nach Verabſchiedung des Geſetzes gedacht war, ſoll
ken die Kommunalwahlen in Preußen am 4. Dezember
dieſes Jahres ſtattfinden.

Jn einer interfraktionellen Sitzung der Regierungs
parteſene wurde jetzt jedoch geltend gemacht, daß die durch
die neue Landgemeindeordnung erfolgende Auf he

bung der Gutseßürke zur Folge haben würl
ine große Anzahl Gutsbezirke, die im Laufe ein
ben Jahres noch nicht eingegliedert werden könnte
mit wählen würden und infolgedeſſen Nachwahler
finden müßten. Das wäre um ſo mehr ein Mißſta

das nächſte Jahr ohnehin durch Reichstags und
tags wahlen ſtarke Anforderungen an die Wähler
wird. Es wird deshalb jetzt erörtert, ob die F.
die Abhaltung der Kommunalwahlen nicht derart
tert werden kann, daß ſie mit den preußt
Landtagswahlen zuſammen erfolgen.

n

Die Abfindung der Standesherren. ſernPreußiſche Aktion im Reichsrat. ehe
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitte h

abſichtigt man in preußiſchen Regierungskreiſen, ſah En d

Reich von ſich aus im Hinblick auf die notwend en
dende Regelung der Abfindung der Standesherre
Jnitiative ergreift, im Reichsrat einen Antrag zu
wonach die Abfindung der Standesherren durch ein
geſetz geregelt werden ſoll.

Neue preußiſche Geſetze
Das preußiſche Stagtsminiſterium hat dem pret

Landtag den Entwurf eines Geſetzes über die Zuſe
faſſung der elektro wirtſchaftlichen Anternehmung
Beteilungen des Staates in einer Aktiengeſellſcha
gelegt. Ein weiterer Geſetzentwurf befaßt ſich
Verwaltung und Anterhaltung von Reichswaſſer
im Stromſpaltungsgebiet der Elbe
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Unſere
beſonderen
Hermann Löns:

Freitag, den 24. und Sonnabend, den 25. Juni,
abends 8 Uhr, im Stadttheater

Gastspiel der Berliner Volksbühne

Ein Traumsepiel
von August Strindberg

Regie: Fritz Holl Bühnenbilder: Edw. Subr.
Musik und musikal. Leitung Wolfg. Zeller

S Mitwirkende:Agnes Straub. Marija Leyko Fränze Roloft Helene Burger
S Dora Gerson Joh. Koch-Bauer Erika Helmke
Alexander Granach Leo Reuß Ernst Karchowe Leonhb. Steckel

josé Almas Armin Schweizer Ferdinand Asper Fritz Staudte
Sigmund Nunberg. Karl Hannemann

Georg Kaufmann Victor Schwannecke
A. Mainzer

Peter Ihle usw.

Sonntag, den 26. Juni, nachmittags 2.30 Uhr und abends 7.30 Uhr
im Stadttheater

Gastspiel der Berliner Volksbühne
kin Sommernachtstraum

Schauspiel in 5 Aufzügen (10 Bilder) von William Shakespeare

Pierre Loti der mod. Schilderer von Land u. Leuten

Buchhandlung Volksſtimme
Magdeburg

Gelegenheiten

ein braunes Buch
Mein blaues Buch

Bauern und Kleinbauern
Pächter und Giedler

verlangt die

Deutſche Bauernzeitung.
Probeſtücke koſtenlos.

Reichsverband landwirtſchaftl.
Klein und Mittelbetriebe,

Berlin N. 24, Monbijouplatz 3.

ſegenheit,Ihrer
ahbrheit

über Ihren Charakter, Liebe, Zu
Reichtum, Eheſeben etc. sagt Ihn
Grund astrologischer Wissenschaft(
cdeutung) u. Graphologie (Haudech
deutung) Endesunterzeichneter. Ich
fehle Ihnen, heute noch zu sch
und Ihre genaue Adresse mit Ge
datum anzugeben. Sie erhalten b
eine wichtige Mitteilung

Georg Krieg Münc
Postamt 26.

arbeit
helagsab
i hinent,

Widu (ein neues Tierbuch)Jeder Band m. Lederrücken u. Lederecken 3. 25

Volk saus gabenDer letzte Hausbur, Dahinten in der Heide, Die
Häuſer von Ohlenhof, Heidbilder, Widu, Da draußen
vor dem Tore, Mein buntes Buch, Mein braunes
Buch, Kraut und Lot, Auf der Wildbahn, Mein
blaues BuchJeder Band gut gebunden Mk. 2.5

ſowie der Eigenarten des gelobten Landes
Galiläa, Die Wüſte, JeruſalemJeder Band mit Lederrucken Mk. 3.25

Nusik Von Mendelssohn Bartholdy Kegie: Fritz Holl Bühnen-
pilder: Edw. Suhr Kostüme: W. Boehm

Musikalische Leitung: Wolfg. Zeller

Mitwirkende:Paula Batzer Ilse Baerwald Antonie Strabmann Sybil Peach
Hans Rehmann Ernst Karchow Alexander Granach

Raoul Lange Leo Reuß Paul Henkels Leonh. Steckel S
Fritz Staudte Armin Schweizer Julius Schmidt Beter Ihle

José Almas usw.
Einlaßkarten zum Preise von 0.70 Mk. bis 5.75 Mk. im Vorver-
Kauf an der Kasse des Stadttheaters. Für Mitglieder der S
Volksbühne Einheitspreis 2.00 Mk. Vorverkauf Konzertkasse
Heinrichehofen, Buchrandlung Volksstimme und Geschäftsstelle
der Magdeburger Volksbühne, Berlinerstrabe Nr. 19 (neben dem

Wilhelm Theater).

c

S

c

Sonnabend, den 25. Juni, abends 8 Uhr, in der Stadthalle-

Spröch- und Bewegungs Ghöre

I Besondere Mitwirkung: Das Städtische Orchester, Leitung
Generalmusikdirektor Walter Beck Sprech- und Bewegungs-
Ghor der Berliner Volksbühne: Schönlank „Der gespaltene
Mensch Tanzgruppe Trümpy-Skoronel und Bewegungschor

der Berliner Voſksbühne: Skoronel Die Erweckung der Massen
I Sprech- und Bewegungschor der Chemnitzer Volksbühne IIling:

„Aufbrüuch des Geistes“.

I Eintritts- Karten 1.00 Mk. an den Konzertkassen Heinrichshofen,
Buchhandlung Volksstimme und in der Geschäftsstelle der Magde- J

I baurger Volksbühne, Berliner Str. 19 (neben dem Wilhelm-Theater) J
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Ich
„Zum Patzenhofer“
u. Hotel „Stadt Prag“
Bärstraße Nr. 1 b-2 Fernruf: Patzenhotfer 7239, Hotel 1340

Das Haus der guten Küche

Hotel u. Restaurant
„Weißer Bär“

Bes. Ack. Thür.

Großer Frühstücks-, Mittags- und Abend- Tisch
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Preis 4,50 Mk. im Vierteljahr
hch-—m——

Man beſtellt bei der Poſtt,
beim Buch händler oder beim
Verlag Ernſt Litfaß' Erben,
Berlin C2, Breite Straße 829

Die Hilfe
Halbmonatsſchrift für
Politik, Literatur und Kunſt

jeden Abend abwechselnd Stammgerichte.
Wir fertigen

Zum Ausschank gelangen die gut gepflegten und temperierten D F. II O

echt „Schuſtheiß-Patzenhofer“ Biere Ganz besonders mache ichSonntag, den 26. Juni, vormittags 10.30 Uhr in der Stadthalle: E aut die neu eingebaute Be- und Entlüftungs- Anlage aufmerksam,
Reinhold Feuerhere

Oeffentliche Kundgebung
für das

deuteseche Kultur rheater
Redner Oberschulrat Grimme, Magdeburg Direktor Fritz Holl,

J Berlin Univers. -Bibliothekar Lic. Moering, Breslau
Dr. Nestriepke, Berlin Oberstudtendirektor Dr. Bohner, Magde- S
burg Musikalische Umrahmung- Lehrer-Gesangverein Magdeburg,

Leitung: Städt. Kapellmeister Hermann Henrich
Eintritt frei

wodurch das Lokal auch bei stärkstem Besuch Vollständig
rauchfrei ist Neue Bewirtschaftung: Hermann Holste.

Billigſte Bezugsquelle

für GSchuhwaren
S. S Gelegenheitskäufe

Schwertfegerſtraße 14/15.
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n Die deutſchnationalen Zollforderungen.

Eine Uebereinſtimmung der von der deutſchnationalen
egierung betriebenen Zollpolitik mit den Regeln der
iriſchaftlichen Vernunft iſt ſchlechtweg unmöglich. Sie iſt

erſt m egokreiſen n öglich, weil die wirtſchaftliche Vernunft ſich in polin e Entſcheidungen auf das Ganze des Wirtſchafts
tandeshen bens einer Nakion richtet und darin liegt die Schwie
Mingt gkeit für das Verſtändnis deutſchnationaler Wirtſchafts

m durchm Zu Beginn des Juni hat das Reichskabinett, in dem
ich die Deutſchnationalen ſitzen, feierlich erklärt, daß es

n Beſchlüſſen der Weltwirtſchaſtskonferenz zuſtimme
hat dem nd in einer freieren Geſtaltung der internationalen umd
ber di beſondere der europäiſchen Wirtſchaftsbeziehungen eine
n Nefentliche Vorausſetzung für die wirtſchaftliche Geſundung
ten gen ropas ſehe. Eine Woche ſpäter hat dann der deutſche
hieſ M aicheaußenminiſter vor dem Völkerbundsrat über die
a Leltwirtſchaftskonferenz berichtet und ſich im Namen

ſt eutſchlands erneut für die Verwirklichung der Genfer
ſeſchlüſſe feſtgelegt. Während aber Herr Streſemann noch
m Genf weilte, faßte das Reichskabinett den Beſchluß, zu
ächſt einmal diejenigen Zollerhöhungen vorzuſchlägen,9hl je die Deutſchnationale Volkspartei als Entſchädigung

ir ihre politiſchen Zugeſtändniſſe fordert. Die Deutſch
III ationalen, die der ſtaunenden Menſchheit das Bild einer

arten gegeben haben, die jederzeit bereit war, im Jnter
ſe ihrer Machtwünſche alles zu verleugnen, was vorher

Na der demagogiſchen Ausnutzung der Gefühle der Nation
on ihnen propagiert worden war, kennen nur in einem
Zunkte kein Kompromiß: ſie fallen niemals um, wenn es
ch darum handelt, dem deutſchen Volke Laſten aufzubür
en, die vermehrte Einkünfte in die Taſchen der von ihnen
ertretenen oſtelbiſchen Großland wirtſchaft bringen. Von
htem Standpunkt aus, d. h. vom Standpunkt der inneren

Waoltik ihrer Partei, haben die Deutſchnationalen nach
Ihren Anſchauungen natürlich recht, wenn ſie das deutſche
Wolkseinkommen ſo verteilen wollen, daß immer größere
ewinne in die Kaſſen fließen, aus denen ihre politiſche

JIJDCGCD Propaganda finangiert wird. Aber außenpolitiſch iſt eine
n erartige Politik das denkbar Anglücklichſte; denn Deutſch

u Hebch and hat nur moraliſche Machtpoſitionen, deren es ſich ſo
b ort begibt, wenn es won ſich aus der Welt das Beiſpiel

e ln für liefert, daß Verpflichtungen auf Grund internatio
Fern ler Beſchlüſſe wertlos ſind. Die Welt hat dann wieder

Jl Helegenheit, ſich von denen, die Deutſchland mißtrauiſch
übelhwollend gegenüber ſtehen, einiges über die Auf

cchtigkeit der deutſchen Politik erzählen zu laſſen.

Man muß bei alledem die Frage ſtellen, ob denn die
tſchnationalen allein in dieſer Reichsregierung etwas

ogieſnſn n ſagen haben. Schließlich ſitzt doch auch die Deutſche
a Lolkspartei mit zwei Miniſtern im Kabinett, die für die
n ſche Außenpolitik und für die deutſche Wirtſchaft ver
lang antwortlich zeichnen. Hat doch erſt am Sonntag auf der
eg, Nu Reichsarbeitertagung der Deutſchen Volkspartei der
t Reichstagsabgeordnete v. Raumer verſichert, daß in einem

Parlament, wo die anderen nur forderten, die Deutſche
Volkspartei die Partei des wirtſchaftlichen Gewiſſens ſei.
Wir wollen ihm das gern glauben und wünſchen, daß auch
im Reichskabinett die Deutſche Volkspartei ſich als die
Parten des wirtſchaftlichen Gewiſſens und als eine Partei
der bürgerlichen Wirtſchaft gegenüber den dauernd For
dernden hart zeigen möge. Denn man ſieht auf der an
deren Seite ſchon wieder die von jeher verfolgte Taktik
des Reichslandbundes: Zunächſt wird auf Tagungen in
Reden und Artikeln die Not der Landwirtſchaft in die öf
fentliche Meinung eingehämmert. Dann wird in aller
Stille in dem Miniſterium, das für die Ernährung des

eutſchen Volkes und nicht für die Jntereſſenvertretung
des oſtelbiſchen Grundbeſitzes zeichnet, eine Vorlage vor
bereitet. Jn dem Augenblick, wo dieſe Vorlage veröffent
licht wird, fällt die gange Landbundpreſſe wie auf Kom
mando darüber her, nennt die Vorlage eine Enttäuſchung
und ruft zum Kampf gegen eine Zollpolitik auf, die den
berechtigten Jntereſſen der deutſchen Landwirtſchaft in
einer Beziehung genüge. Auf dieſe Weiſe glaubt man
dann, die langſam vorbereitete öffentliche Meinung zur
Anerkennung der in der Vorlage geforderten Zollſätze zu
bringen. Tatſächlich iſt dem Reichslandbund dieſe Art der
Taktik ſchon öfter geglückt. Das iſt aber nur möglich, weil
auch die allergrößten Zumutungen an die wirtſchaftliche
Vernunft das deutſche Bürgertum nicht dazu bewegen
können, über die Grundſätze nachzudenken, die in der ge
Wenwärtigen Lage Deutſchlands für eine der geſamten
Wirtſchaft dienende Zoll und Handelspolitik maßgebend
ſein müſſen.

Im Reichskabinett ſitzt auch noch die Zentrumspartei.
Sie ſtellt den Reichskanzler, der nach der Verfaſſung die
Richtlinien der Politik beſtimmt. Der Herr Reichskanzler
wird ſich alſo darüber Gedanken machen müſſen, ob dieſe

2 Vorlage in die Richtlinien hineinpaßt, die für die gegen
wärtige deutſche Außenpolitik und für die Wirtſchafts

politik eines reparagtionsbelaſteten, auf Ausfuhr und da
4 her auf Verbilligung ſeiner Produktion angewieſenen

hell Landes maßgebend ſein müſſen. Die „„Germania“ hat
kürzlich zu den Zolldebatten vom Standpunkt des „Einer

ſeits Andererſeits Stellung genommen. Das Zen
trumsblatt ſchreibt mit Rückſicht auf die deutſchnationalen
Wünſche: „Vor einem zu ſtarken Nachgeben in dieſer Rich

e ung iſt das Zentrum geſchützt, da es grundſätzlich die
e Beſchlüſſe der Genfer Weltwirtſchaftskonferenß im Sinne

aus ner allgemeinen Herabſetzung des internationalen Zoll
iveaus begrüßt und gebilligt hat. Das Zentrum muß
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Wissenschatt

darauf bedacht ſein, daß ſeine Zollpolitik nicht der Stel
lungnahme widerſpricht, die die deutſchen Delegierten, von
deren Führern zwei dem Zentrum angehören, in Genf
eingenommen haben. Der Anſchein einer Hochſchutzzoll
politik muß unbedingt vermieden werden um micht die
deutſche Handelspolitik in den Verdacht der Zweideutig
keit zu bringen. Das iſt auch die Meinung der Demo
kraten und hiegt wohl auch im Sinne der Erklärungen
Streſemanns vor dem Völkerbundsrat. Nicht nur das
Zentrum muß darauf bedacht ſein, Zweideutigkeiten zu
wermeiden, ſondern vor allen Dingen muß das Deutſche
Reich und ſeine Regierung ſich darüber klar ſein was es
politiſch und wirlſchaftlich bedeutet, wenn die Vertreter
der wirtſchaftlich verantwortlich denkenden Parteien im
Kabinett ſich nicht durch die Anwendung wirtſchaftlicher
und politiſcher Vernunftserwägungen gegen die Zumutun
gen der Deutſchnationalen ſchützen

Die Notwendigkeit des Sperrgeſetzes.
Preußen und die Abfündung der Standesherren.
Jn der Oeffentlichkeit iſt durch die Abfindung der

Anſprüche des ehemaligen preußiſchen Königshauſes der
Eindruck entſtanden, als ſei damit die Fürſtenabſfindungs
frage für Preußen geregelt. Das iſt nicht der Fall. Von
preußiſchen Geſichtspunkten aus ſieht ſich die Lage im
Gegenteil, wenn das Sperrgeſetz nicht verlängert werden
ſollte, ſehr ſchlimm an, weil zwar mit dem ehemaligen
Königshauſe ein Abſindungsvertrag geſchloſſen worden iſt
aber die bange Reihe der Landes und Standesherren und
in ihrem Anhang unzählige Familien des niederen Adels
Anſprüche geltend machen. Darüber gibt der „Demokra

D. D. PMaquehburrg

Beamten
Verſammlung
Freitag, den 1. Juli abends 8 Uhr

findet in der
„Freundſchaft“ (grüner Saal 1. Etage)
S Prälatenſtraße 32

für die demokratiſchen Reichs, Stagts,
Kommunalbeamten und Lehrer eine ſehr wichtige
Verſammlung mit folgender Tagesordnung ſtatt:

1. Stimmungsbild über den achten Reichs
beamtentag der Deutſchen Demokratiſchen
Partei in Darmſtadt. Berichterſtatter
Rektor Hugo Schmidt.

2. Arbeitsprogramm.
3. Bildung der Fachausſchüſſe.

tiſche Zeitungsdienſt“ auf Grund authentiſcher Mätteilun
gen folgende Darſtellung

Sieben Landesherren und 12 Staändesherren ſtellen
Forderungen an den preußiſchen Staat, die ſich auf jähr
lich zwei Millionen Mark belaufen. Das entſpricht kapita
(liſtert einem Betrage von 50 Millionen Mark. Die un
zähligen Anſprüche der ſogenannten kleinen Herren
belaufen ſich auf weitere 5 Milliotten Mark. Da in der
öffentlichen Erörterung immer die Abfindüngen der bis
zur Revolution regierenden Häuſer in den Vordergrund
geſchoben worden ſind, würden dieſe Anſprüche nur ge
legentlich beachtet, obwohl ſie für den Staat von großer
finanzieller Bedeutung ſind. Jmn preußiſchen Finanz-
miniſterium iſt das Material jetzt in umfängreichen Denk
ſchriften verarbeitet worden, ſodaß die preußiſche Regie
rung für die künftigen Auseinanderſetzungen gerüſtet iſt.

Die preußiſche Regierung hat bereits im Jahre 1925
mit den Standesherren verhandelt. Mit den Fürſten won
Heſſen wurde auch ein Schiedsvertrag geſchloſſen, der wor
behaltlich der endgültigen Erledigung durch das Reichs
gericht eine vorläufige Auszahlung der Renten in Höhe
won 45 Prozent vorſah. Dann wurde die Abfindungsfrage
wom Reichstag aufgegriffen und Verhandlungen mit den
übrigen Standesherren, in denen eine 30progentige Aus
zahlung der Renten in Ausſicht genommen wurde, ham
micht zum Abſchluß. Die preußiſche Staatsregierung iſt der
Auffaſſung, daß ohne einen reichsgeſetzlichen Eingriff in
der Abfindung der Standesherren keine befriedigende Lö
ſung erzielt werden dann. Sie hat vor längerer Zeit be
reits folgenden Verſchlag gemacht:

Die Abfindungen ſollen vorgenommen werden, indem
man das Geſetz zur Ablöſung öffentlicher Anleihen zur
Grundlage macht. Die Jahresrenten ſollen mit 20 multi
plhiziert werden. Dieſe kapitaliſierte Rente wäre mit
25 Prozent zu verzinſen. Der Staat ſoll aber berechtigt
ſeſin, den Geſamtbetrag durch eine Verfünffachung der
22 Prozent abzulöſen. Es würde das eine Aufwertung
von 125 Prozent bedeuten. Darüber hinaus iſt die preu
ßiſche Regierung der Auffaſſung, daß dort, wo es ſich um
reine Hoheitsrechte handelt, eine entſchädigungsloſe Ent
zielhung eintreten müſſe.

le (S), den 25. Junt 1927
Jahrgang

Jn der letzten Zeit ſind bereits eine Reihe Klagen
der kleinen Herren gegen den preußiſchen Staat einge
reicht worden, da das Sperrgesetz ſich nicht auf die Ab
findung der kleinen Herren bezieht. Die Gerichte ſind auf

dieſe Klagen eingegangen So läuft augenblicklich eine
Klage gegen die Landeskaſſe Wiesbaden Wird das Sperr
geſeh nicht verlängert, dann iſt zu erwarten, daß ſich eine
Fülle von Klagen auch der Standes und Landesherren
gegen den preußiſchen Staat richten werden. Deshalb wird
in Preußen die Auffaſſung verkreten, daß ſich die Reichs
regierung unter dem Druck der Tatſachen ſchließlich einer
Verlängerung des Sperrgeſetzes doch nicht entziehen kann

Wahlkampf in Mecklenburg Strelitz.
Neun Liſten!

Die Wahlperiode des vor 4 Jahren gewählten Meck
lenburg-Strelitzer Landtags erliſcht Anfang Juli. Am 3.
Jult finden infolgedeſſen Neuwahlen ſtatt ſie werden
über das Weiterbeſtehen der bisherigen Regierung, die
won Deutſchnationalen und Demokraten geſtellt würde
entſcheiden. Die Wahlen won 1923, die mitten im Ruhr
kampf ſtattfanden, hatten ein ſtarkes Anwachſen der
extremen Parteien gebracht. Von den 35 Mandaten fielen
Z an die Kommuniſten und ein weiteres an einen mit den
Kommuniſten verbundenen Kleinbauernverband, wäh
vrend die Deutſchvolkiſchen 3 Mandate erobern konnten.
Faſt ein Drittel des bisherigen Landtags wurde alſo von
Vertretern eingenommen, die bewußt jede Mitarbeit un
ter den heutigen ſtaatlichen Verhältniſſen ablehnen. Jn
zwiſchen ſind aber die beiden extremen Parteien auch hier
ganz gzuſammengeſchmolzen. Die Soßgialdemokratie, die vor
Jahren nur die gleiche Mandatszahl wies die Kommu
miſten erlangen konnte, wird erheblich verſtärkt wiederkehe
ren. Die Deutſchnationalen, bisher mit 9 Mandaten die
ſtärkſte Partei, berückſichtigen mit ihrer neuen Kandidaten-
liſte an führenden Stellen nur die Großlandwirtſchaft.
Jhr Liſtenſührer iſt der ehemalige Staatsſekretär im
Reichsernahrungsamt und langjährige Oberpräſident von
Pommern und Poſen, von Waldow. Die an ſiche nicht un
günſtigen Ausſichten der bürgerlichen Mitte ſind durch
Zerſplitterung beeinträchtigt Die Demokraten hatten die
Zuſammenfaſſung aller Mittelgruppen bis zur Deutſchen
Volkspartei verſucht, um den beiden im Lande ganß beſon
ders ſtarken Parteien der Rechten und der Linſen eine
annähernd gleich ſtarke Gruppe entgegenſtellen zu Können
Die Deutſche Volkspartei hat dieſe Abſicht vereitelt, was

miniſter Dr. Huſtaedt geſtellt der ſeit 7 Jahren im Amt
iſt und dem es ganz beſonders zu danken iſt wenn auch in
der Zuſammenarbeit mit Den Deutſchnationalen, die vor
4 Jahren notwendig wurde die Grundßziele demokratiſcher
Politik in der Regierungsarbeit weiter verfolgt werden
konnten. Zweiter Kandidat iſt der bisherige Landtags
präſüdent Gundlach-Neubrandenburg, als Dritter kandi
diert Mühlenbeſitzer BehrensFürſtenberg, einer der fülh
wenden Männer der deutſchen Mülhleninduſtrie. Dieſe aus
gezeichneter Liſte hat den Bund für Handwerk und Ge
werbe und den Verband der Hausbeſitzer aber micht abge
halten mit je einer ſelbſtändigen- Liſte vorzugehen, ſo
daß die mecklenburgiſchen Wähler am 3. Juli die Auswahl
zwiſchen 9 Liſten haben werden.

Politiſche Notizen.
Die Pommerſche Bauernſchaft in Köslin.

Jn den letzten Monaten hat die fortſchrittliche
Bauernbewegung in Pommern ſich immer mehr
gusgedehnt. Die Vertreter der Deutſchnationalen Volkspar
tei und die Großgrundbeſitzerkreiſe im Landbünd hatten frei
lich alles mögliche getan, um die Oeffentlichkeit auf die neue
Bewegung durch heftige und unberechtigte perſönliche Angriffe
aufmerkſam zu machen. Und ſo haben ſich in letzter Zeit ganze
Orts gruppen des Landbundes der Pom merſchen
Bauernſichaft angeſchloſſen. Eine Verſammlung der
Pommerſchen Bauernſchaft in Kös lin ſollte der Oeffentlich
keit beweiſen, ob der Landbund in Hinterpommern noch An
hänger hat. 600 Bauern waren erſchienen, die den Vorträgen
des Pommerſchen Bauernführers Dr. Wolfgang und Bauern
hofbeſitzers Marth aus Griſtow ſtärkſten Beifall zollten. Da
gegen fanden die Verteidiger des Landbundes, der Kösliner
Vorſitzende der Deutſchnationalen Volkspartei und der Herr
von Gerlach-Parſow, der ſich dadurch einen gewiſſen Namen ge
macht hat, weil er bei einem Grundbeſitz von 18 200 Morgen
noch nicht einen roten Pfennig Einkommenſteuer bezahlt, wenig
Anklang. Demgegenüber wurden die demokratiſchen Parla
menktarier freundlich begrüßt. Der demokratiſche Reichstags
abgeordnete Ernſt Lem mer und der preußiſche Landtags
abgeordnete Ernſt Meincke ſetzten die Grundlinien der de
mokratiſchen Bauern und Siedlungspolitik auseinander und
fanden dafür die volle Zuſtimmung und den reichen Beifall
der Verſammlung. Die Verſammlung faßte eine Entſchließung,
die ſich insbeſondere für eine tatkräftige Förderung der Sied
lung und Anliegerſtedlung, ſowie für die Verlängerung der
Pachtſchutzordnung einſetzte.

Austritt aus der deutſchnationalen Volkspartei.
Alſo ſchreibt die Deutſche Zeitung“: „Der frühere

Deutſchnationale Reichstagsabgeordnete Alfred Roth hat
ſeinen Austritt aus der D. N. V. P. erklärt. Er begrün-
det den Austritt damit, daß die Verſtrickung der Partei
in die Gepflogenheiten des nachrewolutionären parlamen

ihr im Wahlkampf ſicherlich ſchaden wird. Die Demokraten
haben an die Spitze ihrer Liſte den bewährten Staates



tariſchen Syſtems nachgerade ſoweit fortgeſchritten ſei daß
Die Partei aufgehört habe, eine ſelbſtändige Trägerin des
deutſchen Erneuerungswillens zu ſein.

v

Nationaliſtiſche Ruheſtörer.
Am Sonntag, den 19. Juni, nachmittags wurden am

Bahnhof Raſhhns dorf bei Berlin 17 Mitglieder der
nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei ſfeſtgenommen, weil
ſie ſchwere Knüppel bei ſich trugen und in einem Lokal am
Bahnhof Rahnsdorf die Gäſte beläſtigten.

Beamtenfragen.
Junglehrerhilſe in Bremen und Bremerhaven.

Eine vorbildliche Junglehrerhilfe iſt ſeit einiger Zeit
in Bremerhaven eingerichtet worden und die Stadt Bre
men hat ſich dieſer Hilfe jetzt an geſchloſſen. Der Bremer
Senat hat acht Junglehrerinnen übernommen und zwei
Junglehrer fanden eine Anſtellung. Alle ſind an der
Schule wenigſtens mit acht Stunden kätig. Dieſe Hilfe
dauert in Bremerhaven ſolange, bis die Junglehrer zum
ordentlichen Lehrerdienſt abberufen werden. Die Bremer
havener Hilfsmaßnahme unterſcheidet ſich von dem Bre
mer Hilfeſyſtem dadurch, daß ſie den Betreuten keinerlei
Ausſicht auf eine Anſtellung macht, jedergeit widerrufbar
and eine geldliche Beihilfe iſt. Die Bremerhavener Für
ſorge verpflichtet die Junglehrerſchaft, wöchentlich acht
Stunden vertretungsweiſe zu geben oder Gaſt einer Schul

laſſe zu ſein.

Mittlere Beamte als Rechtspfleger.
Der preußiſche Juſtizminiſter hat dem Landtag eine

Nachweiſung der in der preußiſchen Juſtigverwaltung bei
den Gerichten und Staatsanwaltſchaften als Rechtspfleger
beſchäftigten Beamten des mittleren Dienſtes vorgelegt
Nach dieſer Ueberſicht ſind in Preußen 3 461 mittlere Be
amte als Rechtspfleger tätig. Die meiſten Rechtspfleger
ſind im Kammergerichtsbezirk Berlin tätig (664); es fol
gen dann der Oberlandesgerichtsbegzirk Breslau (510) und
der Oberlandesgerichtsbezirk Hamm mit 421 mittleren
Beamten als Rechtspfleger.

Parteinachrichten
Demokratiſche Frauentagnng.
Jm Rahmen der Mitteldeutſchen Frauenwoche hatten

auch die demokratiſchen Frauen eine beſondere Tagung, die
ſich ſehr ſtarker Teilnahme erfreute; ſogar Parteifreun
dinnen aus Hamburg und Halle (Saale) waren zu
dieſer Tagung erſchienen

Die demokratiſche Hauptvertrauensfrau unſeres Walhhl
kreiſes, Frau Rektorin Behrens, leitete die Tagung
mit einer herzlichen Begrüßungsanſprache ein. Frl. Ger
trud Wittſtock, die Geſchäſtsſührerin des Reichsfrauen

Husſchuſfes der D. D. P überbrachte die Grüße des Haupt
vorſtandes der Reichspartei

ſchuſſes im beſonderen
Die Tagung hatte ſich das Thema „Jugendnot

Frauenaufgabe“ zur Behandlung geſtellt. Nachdem Frau
Lehrer Bagke vorzüglich geſungene Kinderlieder ge
bracht hatte, die mit warmem Beifall aufgenommen wur
den, ſprach Frl. Wittſt ock Berlin in Vertretung für
Fau Abg. Dönhoff einleitend zu dem Thema der Tagung.
Sie bezeichnete mit wenigen Sätzen dias, was heute unter
Jugendnot zu verſtehen iſt und welches ihre Urſachen ſind.
Der Krieg mit dem Endreſultat neuen Macht

ſtreben s aller gegen alle dem ſtark betonten Materia
lismus, führe die Jugend zu einer Skepſis gegenüber al
lem Geſchehenen die bedauerlich iſt. Dieſe Skepſis kann
nicht überwunden werden durch die Beteiligung an Wehr

und des Reichsfrauengus

werbänden mit Radauheldentum oder in übertriebenem
falſchen Paßifismus. Es muß gang ſtark die Aufgabe
herausgeſtellt werden, daß die Gedanken der „Friedfertig-
keit und der Wahrhaſtigkeit“ bei unſerer Jugend zu einer
gewiſſen Parallele gebracht werden. Zum Schluſſe ſor
derte Frl. Wittſtock eindeutig und klar die Mitarbeit al
ler Frauen an der Beſeitigung dieſer Not.

Anſchließend hieran gab Frl. Dr. Emmy Wolfff
Berlin in einem vorzüglich gehaltenen Referat Beiſpiele
aus tatſächlicher Jugendnot und wies die Frauen darauf
hin, wie ſie im Rahmen der heutigen Geſetzgebung der
Jugend aus ihrer Not helfen können. Die Geſetze ſeien

zum großen Teil Ausdruck poſitiver Frauenarbeit, die
aber kaum in dem UAmfang Wirklichkeit geworden wären,
ohne die ſachliche Mitarbeit unſerer Parlamentarierinnen.
Aufgabe aller Frauen ſei es, die beſtehenden Geſetze zur
Durchführung und zum Leben zu verhelfen, durch Mitar

e e caDeutſche Demokratiſche Partei
Bezirksverband Magdeburg Anhalt

Wir bitten zu begchten:
Einzelmitglieder und Vertrauensmänner, die keiner

Hrtsgruppe und keinem Kreisverein angehören,
zahlen einen Beitrag von vierteljährlich M. I.
an den Bezirksverband.

Die Ortsgruppen mit Ausnahme des Unterbezirks
Harz, des Landesverbandes Anhalt und der
Hrtsgruppe Magdeburg zahlen pro Mitglied
an den Bezirksverband einen Beitrag von 15 Pf.
vierteljährlich und den gleichen Beitrag für die
Reichsgeſchäftsſtelle in Berlin.

Die verbundenen Kreisvereine Unterbezirk Harz, Lan
desverband Anhalt und Ortsgruppe Magdeburg
zahlen für jedes Mitglied an den Bezirksver
band vierteljährlich 10 Pfg. und an die Reichs
geſchäftsſtelle in Berlin 15 Pfg.

Jedes Mitglied der Deutſchen Demokratiſchen Partei
iſt verpflichtet, für die Ausbreitung und Stär
kung der Organiſation bemüht zu ſein.

Werbeanſchriſten ſind ſtets den zuſtändigen Geſchäfts
ſtellen zu übermitteln und zwar für den Unter
bezirk Harz nach Halberſtadt, Paulsplan 22, für
den Landesverband Anhalt nach Deſſau, Koch
ſtedter Str. 4 und für alle übrigen Bezirke an
die Geſchäftsſtelle in Magdeburg, Breiter
Weg 139/140.

Die Anſchriften der gewonnenen Vertrauensmänner
oder ſtillen Mitarbeiter aus den einzelnen Orten
ſind ſtets der Bezirksgeſchäftsſtelle bekannt zu
geben.

Allen Demokraten wird es zur Pflicht gemacht, ſich
fur die Verbreitung der Mitteldeutſchen Rund

ſchau* zu bemühen
Alle Veranſtaltungen ſind möglichſt frühzeitig in der

„M. R. bekanntzugeben und über den Verlauf
dieſer Berſammlungen kurze Berichte einzu
ſenden

ceeeeeeeeeoeensd

Uebernahme einer Vor
Anerläßlich dazu iſt auch

allen Fragen des

beiten an Jugendämtern, durch
mundſchaft und anderes mehr.
eine bewußte innere Teilnahme an
Volks und Völkerlebens. Starker Beifall gab beiden Red
erinnen den Dank der Teilnehmerinnen. Ueber beide
Referate entwickelte ſich eine gute Diskuſſion. Frau Rek
torin Behrens verlas noch einen Brief unſeres Landtags

Treibt Landagitation.
Von Rudolf Lantzſch.

Es iſt ein feſtſtehender Lehrſatz im Katechismus der Or
ganiſationskunſt, daß auf die Dauer nur derjenige Erfolg bei
den Wahlen erzielen kann, der intenſiv außerhalb der eigent
lichen Wahlzeiten arbeitet. Das gilt beſonders für eine Mittel
partei wie die unſrige, die nicht über eine ausgebreitete Pro
vinzpreſſe verfügt, deren Wähler infolge ihrer Herkunft aus
den verſchiedenſten Berufsſchichten organiſatoriſch ſehr ſchwer
erfaßbar ſind und deren Politik im Gegenſatz zu der berufs
ſtändiſchen Einſtellung anderer Parteien rechts und links auf
Ständefrieden und auf Ausgleich nach innen wie nach außen
gerichtet iſt. Dieſe und andere Schwierigkeiten ſtehen der de
mokratiſchen Parteiarbeit hemmend im Wege; ſie zu überwin
den, erfordert eine aus Jdealismus und Opfermut geborene
unermüdliche Kleinarbeit und der lebendige Wille zur Macht,
ohne den ſich eine politiſche Partei nicht zu behaupten vermag.

Auf dem Lande ſind die Hemmniſſe für demokratiſche Or
ganiſationsarbeit beſonders groß. Abgeſehen davon, daß hier
für faſt nur die ausgeſprochenen Wintermonate, in denen die
Feldarbeit ruht, benutzt werden können, iſt die der bäuerlichen
Pſyche angepaßte Form der Aufklärungsarbeit entſcheidend für
den Erfolg der Aufklärungsarbeit. Selten, vielleicht noch nie,
ſind die Vorausſetzugen für die Gewinnung der bäuerlichen
Bevölkerung für die Partei ſo günſtig geweſen wie jetzt. Die
völlig einſeitig zugunſten des Großgrundbeſitzes eingeſtellte
Wirtſchafts ud Steuerpolitik des Landbundes, der Zuſammen
Bruch ſeiner unkaufmänniſch geleiteten Wirtſchaftsunterneh
mungen hat vielen die Augen geöffnet; die Abwanderung des
Gros der Landbundanhänger in das Lager der erſtarkenden
freiheitlichen Bauernbewegung ſetzt ein, das Bauerntum be
ginnt ſich loszulöſen von der unnatürlichen Führung durch die
Junker. Das iſt der gegebene Moment für uns, dieſe Kreiſe,
die ihrer inneren Struktur nach demokratiſch ſind und zu uns
gehören, dauernd für uns zu gewinnen. Man ſoll in der Politik
nie auf Dankbarkeit rechnen. Aber wenn es gerechtfertigt wäre,
auf Anerkennung und dankbare Zuſtimmung zu rechnen, dann
hier bei der Arbeit unſerer Partei für ein freies und ſtarkes

Bauerntum, bei unſerem Kampf um Siedlung und Pachtſchutz
und um eine gerechte Beſteuerung! Wir haben auch als erſte
bürgerliche Partei ein Bauernprogramm geſchaffen, das der
deutſchen Agrarpolitik neue Ziele weiſt und die Zuſtimmung
der großen bäuerlichen Organiſatonen gefunden hat. Mit die
ſem Programm wollen wir aufs Land hinausgehen und wer
ben um die Seele des deutſchen Bauern. Anſere Freunde in
der Provinz ſind vielfach müde geworden in den acht Jahren
des Kampfes, ſeitdem uns die Republik gekommen. Die Klein
arbeit auf dem Lande, das A und O jeder Organiſation, iſt
ſträflich vernachläſſigt worden. Das muß wieder anders wer
den! Jn anderthalb Jahren finden die Wahlen ſtatt, die ent
ſcheidend ſein werden für die innere Ausgeſtaltung der Re
publik. And wenn unſere Demokratiſche Partei verſtärkt aus
dieſem ſchweren Wahlkampf in die Parlamente einziehen ſoll,
dann müſſen ihr ihre natürlichen Reſerven zugeführt werden.
Und dieſe Reſerven ſind die Maſſen des deutſchen Bauern
tums! Daher jetzt an die Arbeit, nicht erſt 5 Minuten vor den
Wahlen anfangen, wo alles untergeht in der Fülle des Ge
botenen. 1000 jetzt in die Landagitation geſteckt, bedeuten
ebenſoviel im Nutzeffekt wie 5000 kurz vor den Wahlen.
Alſo die Zeit nützen, ehe es zu ſpät iſt. Was iſt nun zu tun?

Nur einige Hinweiſe:
1. Baut das Netz der Vertrauensleute auf dem Lande

aus! Ein gut funktionieren es VertrauensleuteSyſtem iſt
weſentlich für das Gelingen jeder Wahl! Welche große
Lücken hier noch auszufüllen ſind, weiß jeder Organiſations
ſeiter. Sollte es nicht möglich ſein, bei uns im kleinen durch

zuführen, was z.liche Pflicht iſt? Nämlich, daß ſich Sonntags ab und zu ein
paar Parteifreunde in den Kreisſtädten aufs Rad ſetzen,
auf die Dörfer fahren und dort Vertrauensleute ausfindig
machen. Dieſe Arbeit kann nicht vom grünen Tiſch aus ex
ledigt werden und verlangt Opfer vom einzelnen, aber ſie
iſt bitter nötig und muß geſchehen. And bald geſchehen!

Behaltet auch die Fühlung mit den vorhandenen
Vertrauensleuten! Laßt in ihnen nicht das Gefühl aufkom
men, daß ſie einſam auf verlorenem Poſten ſtehen. Ver
ſorgt ſie mit Material, damit ſie das Rüſtzeug gegen die
Angriffe der Gegner haben. Die Reichsgeſchäftsſtelle kann

B. bei den Sozialdemokraten ſelbſtverſtänd

abge ordneten Dr. Bohner, worin dieſer der Tagung eit

e S ituguten Verlauf wünſchte und bedauerte, daß er nicht ſelbſt n

anweſend ſein könne und ſchloß mit einem guten Schluß

wort die Tagung
r

Sitzung des Demokratiſchen Parteivorſtandes.

Am letzten Dienstag trat der Parteivorſtand der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei im Reichstag zuſammen. De
Vorſtand wählte, nachdem der Parteitag zum erſten Vor
ſitzenden den Reichsminister a. D. Koch und als zweiten
Vorſitzenden den Reichstagsabgeordneten Erkelenz gewähl
hatte, gum zweiten ſtellvertretenden Vorſitzenden Rechts
anwalt Dr. Frankfurter, zum zweiten Schatzmeiſter Dr
Leon Zeitlin Berlin. Dem Vorſtand kooptiert wurden di
Herren Georg Bernhard, Dr. Karbe, Kre le Magdeburg ch
Lemmer, Dr. Stolper, Major Hauf, Fnangzminiſter Dr

dent a. D. Tantzen, Miniſte
Rönneburg, Dr. Paul Kemp

r Pechtsar

wählhhlt.
Es wurde alsdann ein Ausſchuß zur Frage des Ein

heitsſtaates eingeſetzt mit folgenden Herren Reichsminiſte
a. D. Koch, Finanzminiſter Dr. HöpkerAſchoff, Bürger
meiſter PeterſenHamburg, Privatdogent Mommſen-Göt
hingen, Fick-Würzburg, Oberbürgermeiſter Luppe, Geheim
rat Profeſſor Dr. Apelt, Miniſter a. D. Külz, Miniſte
rialdirektor Falck, Miniſterpräſident a. D. Hieber, Chef
redakteur Cohnſtaedt, Staatsſekretär Abegg, als Schrift
führer des Ausſchuſſes Hans Helmuth Preuß.

Der Vorſtand verabſchiedete dann das Agrarprogramt
mit einigen Ergänzungen und ebenfalls das Beamten
programm. Am Nachmittag trat der Vorſtand in ein
amfaſſende Ausſprache der Politik der Partei ein.

Die Annahme des demokatiſchen Bauernprogramms.
Der Reichsparteivorſtand der Deutſchen Demokrat

ſchen Partei, der das demokratiſche Bauernprogramm zu
endgültigen Annahme brachte, hat durch einige vedaktir
nelle Abänderungen Ergänzungen vorgenommen, die in
Sinne des Beſchluſſes des Parteitages in Hamburg an de
Tendenz des Programms zur Bauernpolitik nichts än
dern. Jn einem Abſatz iſt der in der Landwirtſchaft t
mee Beamten und Angeſtellten gedacht. Der Abſa
hautet:

„Entſprechend der hohen Verantwortung der in de
Landwirtſchaft tätigen Beamten und Angeſtellten wird ſi
die Deutſche Demokratiſche Partei Förderung und Schu
ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Lage angelegen ſein la
ſſen. Den ſachlich vorgebildeten Beamten muß auch i
der öffentlichen Verwaltung gebührender Einfluß eing

machen.
Jn dem Abſatz, in dem für Erzeugniſſe bäuerlich

und gärtneriſcher Veredelungsarbeit ausreichender Zol
ſchutz verlangt wird, werden folgende Edelerzeugniſſe b
ſonders genannt: „Viehh, Vielhprodukte, Geflügel, Gemüſ
Obſt, Wein, Handelsgewächſe.“ Ferner iſt durch Beſchluß d
Forderung feſtgelegt worden, daß Verſuche zur Verwe
dung von Kunſtdünger und zur Züchtung hochwertig
Sagatgutes durch Ausgeſtaltung des hand wirtſchaftlich
Vereins und Genoſſenſchaftsweſens mit Staatshilfe e
möglicht werden ſollen.

Bei der Behandlung der allgemeinen Fragen d
Agrarpolitik wird geſagt. „Die Bedeutung des Großbetri
bes braucht nicht verkannt zu werden, aber das Bauer

das nicht allein tun, das iſt Sache der Wahlkres und Kre
verbände.

2. Mit Verſammlungen allein iſt nichts getan. D
lehren auch die Mecklenburger Wäahlen, wo die Verſam
lungen ſchlecht beſucht, die Wahlbeteiligung aber trotzd
ſtark war. Die Gleiſe der bisherigen Wahlpropaganda ſi
ausgeſahren, neue Wege müſſen gefunden werden, um an
Wähler heranzukommen. Hierzu gehört die Bearbeitung
bäuerlichen Bevölkerung mit individuellen Werbebrief
Dieſe Propagandg iſt nicht ganz billig, aber ſie iſt wirkſa
beim nächſten Wahlkampf neben der Preſſe vielleicht all
wirkſam. Daher zum hundertſten Male ſei es wiederh

ſammelt das Adreſſenmaterial, legt Kartotheken an. N

iſt es Zeit! Vier Wochen vor den Wahlen wird es zu

ſein.3. Hinein in die bäuerlichen Berufsorganiſationen! Nicht
ſie zu politiſteren, aber gerade um ihre Politiſierung zu r
hindern Sorgt aber dafür, daß in dieſen Organiſatio
die ſachliche Arbeit unſerer Partei für das Bauerntum

kannt wird.4. Anſere Parteibeamten in den agrariſchen Bezirken ſoll
ſich in den Fällen, in denen es noch nicht geſchehen iſt
ernſthaft mit den geſetzlichen Grundlagen des Siedlun
weſens, des Pachtſchutzes, nicht zuletzt auch des Genoſ
ſchaftsweſens befaſſen, um in dieſe Dingen unſeren ländlie
Parteifreunden, aber nicht nur ſolchen, beratend zur S
ſtehen zu können. Jch kenne Fälle, in denen Parteibea
mit großem Erfolg in ländlichen Bezirken reguläre Spr
ſtunden abgehalten haben. Aus ſolcher ſachlichen Arbeit k

großer Nutzen für die Partei erſprießen. Vorausſetzung
allerdings wirkliche Beherrſchung der in Frage kommen

Materie.
Mit dieſen Hinweiſen ſei's genug für heute. Sie ent

ten nichts Anmögliches, nichts, was nicht bei gutem Wi
und einigem Opfermut geleiſtet werden könnte. Möchten

unſere Freunde in der Provinz der Verantworkung, die
ihnen ruht, bewußt ſein, möchten ſie die Gunſt der Stunde
kennen und mithelfen, unſere Demokratiſche Partei zur gr

deutſchen Bauernpartei auszugeſtalten. Die Parole he

Aufs Land!
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iſt der Quell, aus dem die Kräfte fließen, die die
ndheit u. den ſittlichen Hochſtaänd des Volkes, das wirt
liche Gedeihen und das politiſche Gleichgewicht im
ſchen Volke gewährleiſten.“ Deshallb wird weitge
e Amwandlung von Großbetrieben in Bauernſtellen

kandes Gärtnereibetriebe verlangt.

n der M eſammen 9 Reichsorganiſationstagung der D. D. P.
n erſtn der Parteivorſtand der Deutſchen Demokratiſchen
eleng m tei beſchloß in ſeiner betzten Sitzung, Mitte Septem
nden T eine Reichsorganiſationstagung abzuhalten, auf der

Reichstagsfraktion mit den Vorſitzenden der Walhl
zperbände und den Parteibeamten zuſammenkommen,

Ma Jm Anſchluß daran ſoll ein organiſatoriſcher und
dminſt M atoriſcher Schulungskurs ſtattfinden.
n n Erhöhung der Beiträge zur Jnvalidenverſicherung.

Paul den ebeiden Sch

ehe Ein demokratiſcher Bürgermeiſter
Der Rechtsanwalt und Stadtverordnetenvorſteher von
jaberg, Dr. We gel, im letzten Landtag Mitgliedm de demokratiſchen Fraktion, iſt zum Bürgermeiſter von

ichen ebeul gewählt worden.

hoff, Vin soniſend

ppe, Ehe Für die Bearbeitung des Provinz und Sportteils
l M ür die Mitarbeit im lohalen Teil wird ein
Hieber unverheirateter Redakteur
als S cht, der ſicherer Stenograph ſein muß. Ausführliche

jerbungen mit Lichtbildd (keine Stilproben) und An
tarprogin en des früheſten Eintrittstermins erbeten an den Ver
s Vein h der „Zittauer MorgenZeitung“.
tand in

i ei
Bezirk Magdeburg.

tograun Veranſtaltungen
r Demokte

rograhn Deutſchen Demokratiſchen Partei,
üge redtth Ortsgruppe Magdeburg.
en Geſchäftsführender Ausſchuß Montag, den 27. Juni,
k nicht ids 7 Ahr in den „AltſtädterBürgerſälen“, Apfel
wirtſchaft 9 (Muſikzimmer).
Der Ah Stammtiſch: Dienstag, den 28. Junt, abends 8 Uhr

l „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſtar
der in d eteiligung. S
lten wird

g nd h Demokratiſche Jugend: Sonntag, den 26. Juni, 7,15
gen ſein Wanderung nach der Quichbornquelle. Treffen: Alter
muß auch ſrkt. Rückfahrt mit dem Dampfer
nfluß ein

Beamtenverſammlung. Eine ſehr wichtige Beamten
auf Mammlung findet mit Rückſicht auf die Beſoldungskriſe

oſtgehein R Freitag, den 1. Juli, abends 8 Ahr in der „Freund
ſtellen e (grüner Saal 1. Etage), Prälatenſtr. 32, ſtatt.
ällern auc demokratiſchen Reichs, Staats Kommungalbegmten
ſg e Lehrer ſind zu dieſer Verſammlung eingeladen. Ge

ungsfreunde willkommen
bäuerhh
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zeugniſe
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ſordamerikg als Tonriſtenziel.
Das vergangene Jahrzehnt hat das Jntereſſe Euro

für die Vereinigten Staaten von Amerika weſentlich
eigert. Die Zahl derjenigen, die das Land aus eige
Anſchauung kennen lernen wollen, vermehrt ſich ſte
Auf einem Gebiete von gewaltiger Ausdehnung, das
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Photo: PennſylvaniaHotel
iſylvanig Hotel in New Vork, eines der größten Hotels der Welt

m 18mal ſo groß iſt wie das Deutſche Roeich, bieten die
Anigten Staaten dem Beſucher eine Mannigfaltigkeit
geographiſchen wirtſchaftlichen und ſozialen Verhält

I wie ſie kaum irgendein anderes Land aufzuweiſen
le Sie Nicht nur der Jnduſtrielle und Kaufmann, auch der

9 enſchaftler, der Landwirt umd weiter der Sportsmann
Mi Vergnügungsreiſende ſinden reichlich Gelegenheit,

hin nd Wertvolles zu ſehen. Jrgendwelche Strapazen
ver et eine Studienreiſe ihren Teilnehmern in keiner

e zu. Schon die Seereiſe auf einem der großen mo

Deutſchlands wirtſchaftliche Lage. ſeinem letzten Bericht über den Finanzausgleich der Län
entſch emokratiſche Partet Hielt am letzten r Setan hat.Sonnen ne holteſhe An ſene en mn det henen nch einen Tebergang vom Jntport zum Er

ſabgeordneter Dr. Raſſchig-Ludwigshafen a. Rhein über r ten r en e de r
„Wirtſchaftsfragen“ ſprach. Er führte etwa folgendes aus. Harſsar a r e ſchritte auf n e
Die deutſche Wirtſchaft ſei mit dem einzelnen Menſchen ingte e e n mr t und v

r on icht mehr ausgeben, als eine Heiſtigen und techniſchen Struktur, ſei es möglich, unſern rn e n tieſwerſchuldetes Vaterland wieder emporzubringen. Das
nehmen. An Hand der Handelsbilanz, die ſchon vor dem Wrohlem de nehmenden Goldentwertung, welches der
Kriege paſſiv war, ſtellte Redner allgemeine Betrachtun- Wedn J u Sutuye m n e ne
gen auf. Eine paſſive Handelsbilanz wäre ein bedrohliches an luſſe ſeiner n von n e
Zeichen Vor dem Kriege hatten wir beträchtliche Gewinne e de ren v r e e e
aus dem Frachtverkehr, Aſſekuranzgeſchäfte uſw. zu ver de n r der S e den
zeichnen, während wir dieſe Einnahmen nur noch zum Heutenden Einfluß haben. In der ſich anſchließen Wo
Hanz kleinen Teil haben. Da die Nachkriegsgeit, beſonders Prache, an der e die Herren Stadtv. Oürre Regie
die Jnflationszeit, nur unſicheres Zahlenmaterial gebracht r Pautſch, e r 9 und Dr. en
hat, könne man erſt vom Jahre 1921 von einer Wirte nicke beteiligten würde die Frage der land wirtſchaftlichen

ſchaftsordnung ſprechen. Jn der Jnflationszeit hätten wir e e ne e e netzu den vorangegangenen Jahren, einen Aufſtieg des Exx a hluſſes, und die e eer e Auge v de e der en n Der Vortrag wurde mit ſtarkem Beifall auf
mutzung des engliſchen Bergarbeiterſtreikes gebracht. Jn rdieſem Jahre, beſonders in den letzten beiden e Der e e n e r
ſei die Bilang vedenklich paſſiv geweſen. Jn den vier Henning, e hin, daß nnd u
erſten Monaten hat der Wert der Einfuhr nach Deutſche ne demokratiſche Beamtenverſammlung ſtattfindet.

land den Wert der Ausfuhr wieder um 1,1 Milliarden J
überſtiegen, ein recht bedenkliches Zeichen Das Defizit Die Stadtteilsgruppe Alte Neuſtadt-Nordfront hielt
könne man nicht decken, da wir vom Auslande mit An am wergangenen Dienstag im Kaffee der „Nationalfeſt
leihen reichlich verſehen ſeien. Erfreulicherweiſe habe das ſſäle eine Verſammlung ab, in der Magiſtratsrat Kurth
Ausland großes Vertrauen zu unſerer Zahlungsfähigkeit, über die bevorſtehenden Aenderungen des Auſwertungs
was mit einem heiteren und einem trüben Auge zu be geſetzes ſprach. Seinen Ausführungen legte er einen Ge
grüßen ſei. Je mehr fremdes Geld nach Deutſchland komme, ſſetzentwurf der Regierung zugrunde, für den man noch
umſo größer ſei das Intereſſe des Auslandes für Deutſche keine Schlüſſe auf die endgültige Faſſung machen könne,
llands Wohlergehen. Auf der anderen Seite müſſen wir da dieſer Entwurf im Reichstag noch manche Aenderung
einen hohen Zinſendienſt für dieſe Anleihen leiſten. Be erfahren dürfte. Redner behandelte Streitverfahren zwi
laſtend für die deutſche Wirtſchaft und Handelsbilanz wir ſchen dem perſönlichen Schuldner oder dem Grundſtücks
ken die Daweslaſten von 2,5 Milliarden. Am eine paſſive eigentümer bei dem Antrag des Hypothekengläubigers auf
Handelsbilanz und eine Deckung für unſere Verplichtun 25prozentige Auſwertung. Gelingt es dem Schuldner einen
gen herbeizufithren, müßzte die Ausfuhr auf 13,5 Milliar Nachweis über ſeine wirtſchaftliche Notlage zu bringen
den ſteigen Anzeichen hierfür ſeien aber nicht vorhanden. ſo kann eine Minderung bis gu 15 Proßent eintreten. Der
Reparationszahlungen in der feſtgelegten Höhe können neue Geſetzentwurf bringe Milderung bei der Herab

ſetzung des Aufwertungsbetrages, indem die differenzie
G CGGDCGCOCCOCGOGOCCOCOCODOCOCGOCCODO rende Summe in eine Grundſſchuld werden ſoll. Das Re

greßrecht des Gläubigers ſoll auf den Jnflationskäufer er
weitert werden. Bei der Verzinſung liege eine unbillige
Härte darin, daß bis zur Beendigung des Beſchwerdever
ffahhrens bei Aufwertung infolge Rückwirkung die Zins
zahlung ausgeſetzt ſei. Jm neuen Abänderungsgeſetz wird
der Verſuch gemacht alle Härten zu mildern. Jm Anſchluß
an das vom Redner in leicht ſfaßlicher Form gehaltene
Reßferat entwickelte ſich eine ſehr ergiebige Ausſprache,
won Vertretern der Aufwertungspartei getragen. Vor

DDEDODOEEDCODDODOBRBODODOCOCOCOCODOORDORODOCDOODD IDDDODI ſttzender und Redner verſtanden S n feiner ſachlicher
Art jede gewünſchte Aufklärung zu geben.

wir nicht aufbringen, notwendig ſei es deshalb mit dem Die Kreisſynode Magdeburg faßte auf ihrer Tagung
Ausland zu verhandeln. Von Erfolg gekrönte Verhand folgende Entſchließung: „Die Kreisſhnode Magdeburg be
lungen könne man nur dann ſführen, wenn die Finanz kennt wiederholt ihren Willen zur volligen politiſchen
Politik Deutſchlands nicht unſinnig betrieben wird ſonſt Neutralität. Mit gleichen Nachdruck bekennt ſie
könne der Verteter der Damweskommiſſton in ſeinen Be daß die evangeliſche Kirche eine vaterländiſche Pflicht zu
richten auf unſere Finanzpolitik hinweiſen, wie er es in erfüllen hat. Sie hat die Aufgabe, mit den ihr durch die

Wieviel neue Mitglieder haben Sie
in dieſem Jahre ſchon für die
Deutſche Demokratiſche Partei

gewonnen?

c ÄÜÄÜÄn edernen Dampfer der Hamburg- Amerika Linie gewährt Jahresfriſt wurden auf Anregung der Hapag Rundreiſe
Ausſpannung und Erholung. Während des Aufenthaltes fahrten 3. Klaſſe zu weſentlich ermäßigten Preiſen einge
in den Vereinigten Staaten ſteht die Hamburg Amerika führt Dabei iſt in keiner Weiſe notwendig ſich irgend
Linie mit ihren dortigen Vertretungen u. ihren vielen Ver einer großen Geſellſchaft anzuſchließen, um in den Genuß
bindungen dem Reiſenden jederzeit zur Verfügung. Deut dieſes verbilligten Paſſagepreiſes zu gelangen. Die Ham
ſche Touriſten werden in Amerika überall mit Herzlichkeit burg Amerika Linie gibt für ihre ſämtlichen, im Dienſte
und Zuvorkommenheit guf genommen. Natürlich kommen Hamburg Newyork bezw. Hamburg-Boſton verkehrenden
die großen Reedereien, welche den Paſſagierverkehr zwi Dampfer Albert Balllin „Deutſchland“, „Hamburg“,
ſchen Nordamerika und Europa durchführen, dieſem Reiſe

verkehr auf das weitgehendſte entgegen. Vor mehr als

„Reſolute“ der Hamburg- Amerika Linie

Photo: Chicago Aſſoc. of Commerce
Wolkenkratzer in Chicago, Wrigley Haus

und Turmhaus der Chicago Tribune

„Newyork“, „Reſolute“, „Reliance“, „Cleveland „Weſt
phalig und „Thuringia!“) die erwähnten Rundreiſefahr
karten, die 12 Monate Gültigkeit haben, aus. Der Tou
viſt findet auf den Dampfern bei Benutzung der 3. Klaſ
ſe neben den für zwei und vier Perſonen eingerichteten
Kabinen ein geräumiges Promenadendeck, Speiſeſaal,
Rauch und Damenßzimmer, Bordlichtſpiele und reichlich

Photo Neir Don Centeal eines Helegenheit zu Tanz, Spiel, Sport und ſonſtigen Anter
Die bekannte amerikaniſche Militärakademte Weſtpoint am Hudſon haltungen-

Schulung, beſonders des Fortbildungsſchulweſens, ſowie



lichſt ein. Insbeſondere werden die Parteifreunde in Halle

ſich bei den letzten Stadtverordneten und Kreistagswahlen

Reformation Deutſchlands durch Luther geſchenkten, ihr
eigentümlichen Gaben, auch deutſches Volkstum und den
Willen zum Staat im Volke zu ſtärken.“

Tangermünde. Jm Alter von faſt 90 Jahren verſtarb
Kommergienrat und Ehrenbürger der Stadt Tangermün
de Hugo Meyer. Der Verſtorbene übernahm mit ſeinem
Bruder Theodor Meyer im Jahre 1865 das Geſchäft
ſeines Vaters, die Zuckerraffinerie Tangermünde. Das
Unternehmen iſt heute zu einem Weltunternelhmen
herangewachſen und ſteht unter Leitung des Generaldirek
kors Dr. Friedrich Meyer. Der Name des Verſtor
benen hatte im Wirtſchaftsleben einen guten Klang und
wird ſein Andenken weit über die Grenzen ſeiner Hei
mat hinaus in Ehren gehalten werden.

e e
Wer hat bezahlt? Eingegangene Gelder: Pf. Sch.Bad

Salzelmen 4,60 Dr. Le Magdeburg 14 L. WeTryppehna 5,78 K. A Magdeburg 2,55 M. Er Cöthen
081 M K. R.-Kleinlübars 4 A. Sch.Paret 5,78 MR. L irmges 578 E. M Calbe H10 P, Kurs
60 G. E.-Burg 3,85 P. M. Cöthen 6,0 F. H.
e H. K. Magdeburg 66,50 A. D. Magdeburg
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Bezirk Halle.
Halle. Der Verein für das Deutſchtum im Auslande,

Ortsgruppe Halle, bittet uns um Aufnahme nachſtehender
Zeilen Am Sonnabend, den 25. Juni d. J. wird eine
Schar junger Mädchen aus dem Saarlande unter der
Führung von Frau von Vopelius, der bekannten Kämp
ſerin für das Deutſchtum an der Saar, zu uns nach Halle
kommen und im Rahmen eines Sommerfeſtes der hieſigen
Ortsgruppe des Vereins für das Deutſchtum im Aus
land im Bad Wittekind Lieder und Gedichte in heimat
cher Mundart zum Vortrag bringen und ein Danzmär
chen aufſühren. Außerdem ſpielt die Bergkapelle, und auch
Die Halliſche Jugend wird ſich bemühen, durch einige Dar
bietungen das Feſt zu verſchönen.

Wir hoffen, daß ein zahlreicher Beſuch unſeren Gäſten
von der Saar zeigt, daß auch wir in Mitteldeutſchland
Verſtändnis für ihren Kampf haben und in Treuen zu
ühnen ſtehen.

Beginn des Feſtes in Wittekind 4 Ahr nachmittags.
Karten zu 1. Mark bei Hothan und an der Kaſſe. Falls
die Belegung eines Tiſches erwünſcht iſt, wird am Be
nachrichtigung gebeten t

Merſeburg. Die Ortsgruppe Merſeburg der D. D. P.
weranſtaltet an Mittwoch,, den 29. Juni, nachmittags
324 Uhr im „Waldkater“ zu Schkeuditz eine Sommerfeter.
Jm Mittelpunkt dieſer Veranſtaltung wird eine Rede des
Generalſekretärs Eh rich Leipzig über Friedrich Payer
ſtehen. Zum Beſuch des Feſtes, das einen völlig gwang
loſen Charakter tragen ſoll, laden die Merſeburger Par
keifreunde die Mitglieder Der demokratiſchen Organiſa
tionen des Wahllkreis verbandes Halle Merſeburg herz

um eine recht zahlreiche Beteiligung gebeten Aus Leipzig
haben viele Parteifreunde ihren Beſuch bereits zugeſagt.

Der geſchäftsführende Vorſtand der D. D. P. im Halle
ſchließt ſich dein Wunſche der Merſeburger Parteifreunde
bereitwilligſt an und Gbittet guch ſeinerſeits die Halliſchen
Demokraten um einen recht regen Beſuch der Veranſtal
kung. Die Zugverbindung Halle Schkeuditz iſt ſehr gün
ſtig. Man kann 13.40 Ahr vom Hauptbahnhof abſahren
und iſt bereits 14.12 Ahr in Schkeuditz Außerdem können
die Züge 15.48 und 16.43 ab Hauptbahnhof Halle benutzt
werden. Auch die Rückfahrtverbindung iſt gut.

Weißenfels. Die Ortsgruppe der D. D. P. hält am
Songtag, den 26. Juni, in dem benachbarten Ort
Leißlüng ein Sommerfeſt ab. Die Feſtrede hält Herr
Dre be s Naumburg. Das Feſt beginnt nachmittags
223 Uhr im BahnhofsReſtaurant. Abends findet gemein
ſchaftlicher Rückmarſch nach Weißenfels mit Muſik und mit
einem Fackelzuge ſtatt. Alle Parteianhänger und Freunde
gus dem Bezirk ſind herzlich eingeladen.

Eisleben. Am Sonntag, den 26. Juni, wormittags
10 Ahr wird die „Arbeitsgemeinſchaft der Mitte“, zu der

die Anhänger der D. D. P., die auf demokratiſchem Bo
den ſtehenden Wirtſchaftsverbände und die Anhänger des
Zentrums zuſammengeſchloſſen haben, eine Kommunal
politiſche Tagung abhalten. Die Beratungen gelten im
Beſonderen Angelegenheiten des Mansfelder See und
Gebirgskreiſes. Für die D. D. P. wird Provinzialland
kagsabgeordneter Renker, für die Zentrumspartei der
Provinziallandtagsabgeordnete S ch lTimg an den Ver
handlungen teilnehmen

Soziales
Kaufmänniſcher Stellenmarkt und Wirtſchaftslage im

Juni 1927.
Gwpdt. Wie uns die Reichsſtellenvermittlung des

Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten (GDA.), Geſchäfts
ſtelle Magdeburg, Bundeshaus Baenſchſtr. 8, mit
keilt, zeigt der Stellenmarkt für Angeſtellte nicht die fal
enden Zahlen der Erwerbsloſigkeit, wie ſie die Reichs
arbeitsverwaltung für die allgemeine Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkte bekannt gibl. Daraus geht hervor,
daß trotz ſteigender Produktion und der Anforderung grö
ßere Arbeitergzahlen die Einſtellung von Angeſtellten
äußerſt vorſichtig vorgenommen wird. Jm allgemeinen er
ſtreckt ſich auch die Nachfrage durchweg auf jüngere Kräfte
Bisher iſt die Zahl der Vakanzen bei der berichtenden
Stellenvermittlung des Gewertſchaftsbundes der Ange
ſtellten gegenüber dem Vormonat unverändert geblieben,
desgleichen auch die Zahl der zugehenden ſtellen loſen Be
werber, obwohl im Mai eine Verringerung gegen den
Vormonat eingetreten war. Der Juni iſt alſo im ganzen

höchſte, HeſſenNaſſau aber mit 12,9 die niedrigſte Säuglings An wie Hochſtleiſtungen am Gerat oder am ſpor

monat nicht als günſtig anzuſehen iſt, eine gewiſſe Be bis 1926 iſt demnach die Säuglingsſterblichkeit um rund

lebung der Nachfrage nach Angeſtellten in Schiſfahrt, Spe Hälfte zurück gegangendition und Induſtrie feſtzuſtellen. Jm Exportgeſchäft blieb In der Provinz Sachſen ſtarben im Jahre 1904 von je
die Lage unverändert. Auch in Berlin und Leipzig lebend geborenen Kindern im erſten Lebensjahr noch 219.
weiſt der Stellenmarkt keine erhebliche Aenderung auf. Jahre 1910 war dieſe Zahl bereits auf 17,1 zurück gegan
Verkaufsperſonal fehlt an beiden Plätzen Vereinzelt macht um 1913 weiter bis auf 15,9 zu ſinken. Nach dem Kriege
ſich Nachfrage nach älteren weiblichen Stenotypiſtinnen ein ſtärkerer Rückgang ein, ſo daß die Zahl im Jahre 1924
mit Buchhaltungstenntniſſen geltend. Jm rhei niſche 11,9 geſunken war. Jm Jahre 1925 ging ſie weiter zurück
weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet, wo moch da. 21000 11,4 und erreichte im Jahre 1926 mit 10,6 ihren niedri
ſtellloſe Angeſtellte ſind, betrug die Senkung der Erwerbs Stand Wenn nun guch in der Provinz Sachſen die Särigli
loſengahl von Januar bis heute nur 7,A Prozent. Jn ſterblichkeit ſeit 1904 um mehr als die Hälfte zurück gega
Frankfurt a. M macht ſich die Entlaſſung von Aus iſt, ſo iſt doch der preußiſche Durchſchnitt noch nicht erreicht
hilfskräften wach Beendigung des Pfingſtgeſchäftes ſehr von der niedrigen Zahl HeſſenNaſſaus iſt Sachſen noch e
ſtark bemerkbar. Dagegen weiſt Hanmover in der Jnentfernt. Sollte in der Provinz Sachſen unmöglich ſein. n
duſtrie eine leichte Beſſeung auf. Jn München war bei in HeſſenNaſſau möglich war? Reinhold Werthe

an eee Jnduſtrie die Lage in Großhandel v e eBanken beſſer. Allgemein wurden noch immer geſu t t rjunge Stenotypiſten und Stenotypiſtinnen ſowie perfektes Alerstliche Atnterſuchung der Rotſtandaarreiei aner

Verkaufsperſonal. Dieſe Kräfte fehlten an manchen In einem Schreiben des Roichsarbeitominiſters e
Plätzen ohne daß dadurch ſtärker auf ältere Angeſtellte der Preußziſche. Miniſter für Volkawohlfahrt in e
Zurückgegriffen wurde. Deren Notlage iſt nach wie vor Runderlaß wiedergibt, werden Klagen darüber
beſonders groß. Sprache gebracht daß zu Notſtandsarbeiten häufig

werbsloſe gugeteilt würden, die den körperlichen

W don ſorderungen der Arbeit nicht gewachſen ſeien. Dies
l für den Arbeiter geſundheitliche Schädigungen undden Unternehmer unwirtſchaftliche Verteuerungen ffilbare

ur Beachtung Folge. Es iſt daher angeregt worden, Erwerbsloſe ſür Abb
ihrer Zuweiſung zu Notſtands arbeiten einer ärztl n on Zen

S ß Unterſuchung Zuzufühhren. Selbſtverſtändlich muß, ſoUnſere Parteigeſchäftsſtelle mußte wegen mimmt der Anntliche Preußiſche Preſſedienſt dem So ſſunget
ben des Miniſters, bei der Auswahl der Erwerbe!

des eUmbau des Hauſes abermals verlegt werden e Wer Sreng e de wen e a
Sie befindet ſich jetzt ſorgfältig geprüft werden. Ergeben ſich hierbei beg h der
e dete Zweifel an der Eignirng eines Erwerbsloſen, trat darohe Brauhausſtraße 30 wird er zu der Arbeit nur dann zugewieſen werden n.

r einele fen, wenn dies vom Azte für unbedenklich erklärt(KitterPaſſage). h er Unterſuchung der Erwerbsloſen empf.
Wir bitten, dies bei Zuſchriften und h in der Regel vor der Züwerſung u auirm bei allen Zuſch iften nd Arbeiten, da mit ſolchen Arbeiten meiſtens größere

baren
das Kabin

Keitet. A

Sendungen zu beachten. e verbunden ſind und ſich b t
z rs in dieſen Fällen ſür Arbeiter und AnterneDesttſche Dem okratiſche Partei unliebſame Folgen ergeben können, wenn ſich erſt mmer

zen Halle. träglich herausſtellt, daß die körperliche Eignung für guſamn
Arbeit micht vorhanden war. Die Koſten der ärztl ar n

Vagen aus

en Richtu

hnentariſch

h die Oeffe

gar nicht

Unterſuchung ſind als notwendige Koſten der Arbeit
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14 433 751 Arbeiter in Deutſchland

WirtſchaftlichesNach den vorliegenden Engebniſſen der Berufszählung ſtellt

ſich die Zahl der Arbeiter in Deutſchland insgeſamt auf das Miete14 433 751. Davon ſind 10 929 927, alſo 75,7 v. H. männlich und Die mangelhaften Ergebniſſe des Kundenkredit h ſchlug503 824 gleich 24,3 v. H. weiblich. Der größte Teil der Ar en reden
beiterſchaft insgeſamt 67,8 v. H. bei beiden Geſchlechtern Die Citiag, das Kundenkreditfinanzierungsin Perſprü
iſt in der Jnduſtrie und im Handwerk tätig. Mindeſtens die des Handes Berkt e ihnHälfte aller Jnduſtriearbeiterinnen ſind als unqualifizierte daß n e e n v
Kräfte anzuſehen, während bei den Männern etwa ein Drittel n die r angeſchloſenen Firmen ſich S m a
zu dieſer Gruppe gehört. Jm Vergleich zu 1907 ergeben ſich die in dem ſie ſagt daß die bish n
folgenden Veränderungen Die Geſamtzahl der land wirtſchaft kreditgeſchäfts daht n ſich zuſammenſaſſen laſen
lichen und gewerblichen Arbeiter hat eine Zunahme um 22,3 beteiligten Kreiſe denen durch Gewährung von An ſchei anf
v. H. des Beſtandes vom Jahre 1907 aufzuweiſen. Die land fungskrediten Erleichterungen werſchafft werden ſo t dem
wirtſchaftlichen Arbeiter, die nur in einigen öſtlichen Provin dieſem Syſtein ſo gut wie gar kein Intereſſe entg lag aber
zen Preußens einen Zuwachs zu verzeichnen haben, ſind im ge bringen. Nach ſechsmonatlichem B ſtehen des g. dung
ſamten Reich um 9,6 v. H. zurückgegangen. Dieſer Rückgang finanzierungsſyſtems müſſe man der Feſſſtenn des Jahn
an Arbeitern wird durch die Zunahme der mithelfenden Fami men daß ein praktiſches Bedürfnis h en t e
lienangehörigen in der Landwirtſchaft mehr als ausgeglichen. Verträge in der vorliegenden Form nicht e Mſes war
Die Zahl der Arbeiter in der Induſtrie und im Handwerk hat Dieſe Tatſache wird allen beteiligten n d er Alsnahm

um 29,7, im Handel und Verkehr um 62,6 v. H. zugenommen. mru t tet in den vet men ſchen Wirtſchaft, die dieſen Weg zur Einräumung vorlag.Der Zuwachs der Arbeiterſchaft iſt in den beiden letztgenann Krediten an die Kunden bisher h t e ſrarier
ten Abteilungen beträchtlich geringer als die Zunahme der An s Eoſltgeſtelltenſchaft in den gleichen Erwerbszweigen. weſentliche Beruhigung ſein. ß e

S Kontrolle deutſcher Finanzämter. i des dere Angeſtellte im Reichsdienſt. Kein Anlaß zu Beanſtandungen. m von
er Reichsminiſter der Finanzen hat einen Erlaß her Der Kommiſſar für die verpfändet t beſteht9 W en deten Einnaausgegeben, wonach mit Rückſicht auf die derzeitigen den erſten ſieben Monaten des M nd ſo er

ſchwierigen Anterbringungsmöglicheiten gerade der A. 16 Oberfinanztaſſen und bei 5 Jollkaſen Kontrollbeſuche e
teren Angeſtellten im Reichsdienſt und zur Vermeidung genommen. Weiterhin wurde eine große Anzahl gewöhi de Genf
einer wirtſchaftlichen Notllage bis auf weiteres, ſolange Zollkaſſen veſucht. Indeſſen hat ſich ergeben, daß die ve nd ſin
eine zuſätzliche Altersverſorgung nicht unterſtützend ein deten Einnahmen ordnungsmäßig nachgewieſen waren u in

s hieltgreiſt, von der Entlaſſung auch über 65 Jahre alter An daß Sperrung und Abführunggeſtellter dann Abſtand genommen werden kann, wenn ſie protokoll er a en e e
den dienſtlichen Anforderungen die billigerweiſe an ſie ge den eine große Brauerei in München, der her
ſtellt werden müſſen, vollauf genügen und wenn im Falle Hafen und eine Anzahl von Zolluberwa chungeſtellen in
ihrer Entlaſſung ihre Stelle durch einen anderen Ange burg und Kiel beſucht. Jn allen Fällen erſchien die ſten
ſtellten wieder beſetzt werden müßte. Ueberwachung zufriedenſtellend. n

Die durch Reichsgeſetz beſtimmte Erhöhung der Bei
träge für Jnvalidenverſicherung tritt am 27. Juni in Jene Bier.

Kraft. Reine G i i infiv ymnaſtik. Eine Einführung in Weſen une men näturgemäßer Kerrerhuhe n ine HiDie Säuglingsſterblichkeit in der Provinz Sachſen 80 144 Seiten, ganz auf Kunſtdrudpapier mit 18 Origi
1904 bis 1926. nahmen der verſchiedenen Gymnaſtikſchulen. Preis

Der g r Mäx Heſſes Verlag, Berlin W 15.r ampf gegen die Säuglingsſterblichteit hat im letzten Ein Fachnann ouf dem Gebiet der Gynnaſtit, deVierteljahrhundert recht erfreuliche Fortſchritte gemacht. Jm en des Deutſchen Gymnaſtikbundes ren Hilter
Jahre 1901 ſtarben im Duchſchnitt in Preußen von je 100 lebend ieſem Buch eine Orientierung über die Bedeutung ver
Jeborenen Kindern im erſten Lebensjahr noch 19,97. And im e t en Körhereiehnee

re 1904 tte Nied eſi i di „Reine Gymaſtik werden diejenigen ArbeiteJah hatte Niederſchleſien mit 24,6 von 100 noch die Hezeichnet, denen es nicht an der Ergeln eines c

ſterblichkeitsgiffer. Dieſe niedrigſte Ziffer wurde 1926 nur noch etthkampf ſondern an der Steigerung der inneren
von Oberſchleſten übertroffen. Dort kamen noch 14,0 auf 100. n Organkräfte, ſowie an ihrer Formung in Haltun
In allen anderen Landesteilen ſank die Ziffer unter die nied ne m nete d er u nen n e
rigſte vom Jahre 1904. Jm Jahre 1926 hatte Heſſen Naſſau un Inhalt gegeben. Die Vereſſenthiung e n
ebenfalls die niedrigſte Ziffer aufzuweiſen. Sie betrug aber nur en gymnaſtiſchen Mode und Bilderbüchern, die heu
noch 6,9. Sie iſt dem nach ſeit 1904 um vund die Hälfte zurück Markt überſchwemmen; ſie bedeutet die erſte zuſammen

gegangen e r n ren un der aJm Peußiſchen Staat ging die Säuglingsſterblichkeit von land, Gindler Beve en en ne
1901 bis 1918 nur unbedeutend zurück. 1913 ſtarben in Preu öffentliches Bildmaterial veranſchäulicht Se grundle fri

en im Durchſchnitt von je 100 lebend geborenen Kindern im Ausführungen des Verſaſſers Bei ſeinem reichhaltigen t
erſten Lebensjahr noch 15,0. Während der Kriegszeit wuchs e e Verkaufspreis von 250 dürfte da ndieſe Zahl wieder an und betrug 1918 immer noch 15,07. Aber t en geren meiſten geleſenen Werkener

bereits 1919 ging ſie auf 13,14 zurück und ſank dann 1922 c uf a u a
12,91. Dann ſetzte ein ſtärkerer Rüchgang ein. 1924 betrug die

S

a

ſtabil geblieben. Doch war in Hamburg, obwohl im
allgemeinen die Zahl der offenen Stellen im Berichts

i t für d u r den Verlaß ihn
u dwig in z, Magdeburg. iDruck: Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Ztg.), Del

Zahl nur noch 10,6 und 1925 ſogar nur 10,4. Jm Jahre 1926
aber wurde mit 10,1 der niedrigſte Stand erreicht. Von 1901
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